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Sachgebiet 29 


Beschlußempfehlung und Bericht 

des Innenausschusses (4. Ausschuß) 


a) zu dem von der Bundesregierung eingebrachten 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung statistischer Rechtsvorschriften 
(Statistikbereinigungsgesetz) 

— Drucksache 8/2518 — 


b) zu dem von der Bundesregierung eingebrachten 

Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung des Gesetzes 
über die Finanzstatistik 
— Drucksache 8/3054 — 


A. Problem 

Die Vielzahl statistischer Erhebungen stößt in zunehmendem 
Maße auf Kritik und Ablehnung bei den befragten Bürgern, 
Unternehmen und sonstigen Stellen. Bundestag, Bundesrat und 
Bundesregierung haben sich mehrfach für eine Straffung und 
Bereinigung des statistischen Programms ausgesprochen. An- 
dererseits sind Staat und Öffentlichkeit auf ausreichende und 
neutrale statistische Informationen für die Beobachtungen ge- 
sellschaftlicher und wirtschaftlicher Entwicklungen angewiesen. 
Dadurch sind der Verringerung der Bundesstatistik Grenzen 
gesetzt. 

Auf Grund des Krankenhausfinanzierungsgesetzes wird die 
Finanzwirtschaft der öffentlichen Krankenhäuser nicht mehr 
in der Finanzstatistik erfaßt; wegen des erheblichen Finanz- 
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Volumens dieser Krankenhäuser kann jedoch auf die Erhebung 
entsprechender Daten nicht verzichtet werden. 


B. Lösung 

Eine Entlastung der Bürger und der Wirtschaft von amtlichen 
Statistiken kann ohne Beschneidung des unverzichtbaren In- 
formationsbedarfs erreicht werden durch 

— die Streichung einzelner Statistiken 

— den Verzicht auf einzelne Erhebungsmerkmale 

— eine geringere Häufigkeit der Befragungen 

— eine Verringerung der Zahl der Befragten. 

Der Gesetzentwurf sieht die Änderung von 23 Gesetzen und 
vier Rechtsverordnungen vor. Die Einbeziehung des Entwurfs 
eines Zweiten Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über die 
Finanzstatistik in das Statistikbereinigungsgesetz soll sicher- 
stellen, daß auch die Finanzwirtschaft der öffentlichen Kran- 
kenhäuser wieder in die Finanzstatistik einbezogen wird. 


C. Alternativen 

Die vorliegende Entwurfsfassung wurde vom Innenausschuß 
einstimmig gebilligt. Der Bundesrat hatte sich in einigen Punk- 
ten für weitergehende Kürzungen, in anderen Fällen jedoch 
gegen die vorgesehenen Einschränkungen ausgesprochen. So 
wurde z. B. bei den Statistiken des Produzierenden Gewerbes 
(Artikel 6) einerseits die Beibehaltung des Betriebszensus so- 
wie die Durchführung der Unternehmenszensen in sechsjähri- 
gen Abständen gefordert, andererseits die Verlängerung der 
Periodizität bei der Kostenstrukturstatistik auf alle zwei Jahre 
befürwortet. 


D. Kosten 

Die Einschränkung der einzelnen Bundesstatistiken wird bei 
den ausführenden Behörden in Bund und Ländern zu Kosten- 
einsparungen führen. Von einer Schätzung des Einsparungs- 
betrags ist wegen des damit verbundenen erheblichen Verwal- 
tungsaufwands abgesehen worden. 

Durch die Erfassung der öffentlichen Krankenhäuser in der Fi- 
nanzstatistik fallen beim Bund keine Kosten an; die jährlichen 
Kosten der Länder werden auf 141 000 DM geschätzt. 
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Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen, 

2. die eingegangenen Petitionen für erledigt zu erklären; 

in der aus der anliegenden Zusammenstellung ersichtlichen Fassung anzu- 
nehmen; 

2. die eingegangenen Petitionen für erledigt zu erklären; 

3. folgende Entschließung anzunehmen: 

Die Verabschiedung des Statistikbereinigungsgesetzes, des Gesetzes über die 
Statistik für Bundeszwecke, des Volkszählungsgesetzes 1981 sowie des Finanz- 
statistik-Änderungsgesetzes nimmt der Deutsche Bundestag zum Anlaß, auf 
die Notwendigkeit der Begrenzung amtlicher statistischer Befragungen auf 
das unumgänglich notwendige Mindestmaß hinzuweisen. Die mit der Beant- 
wortung gesetzlich angeordneter Fragen verbundenen Belastungen der Be- 
völkerung und der Wirtschaft sind nur dann zu rechtfertigen, wenn auf an- 
derem Wege keine aussagefähigen Entscheidungsgrundlagen bereitgestellt 
werden können. Auf der anderen Seite befürwortet der Deutsche Bundestag 
eine möglichst breite Nutzung der mit großem Aufwand erstellten Statisti- 
ken zugunsten einer besseren Informationsversorgung der Parlamente und 
der Regierungen von Bund und Ländern, der Kommunen, der Wissenschaft 
und Forschung sowie der Öffentlichkeit. 

Der Deutsche Bundestag unterstreicht die Notwendigkeit eines strengen 
Geheimhaltungs- und Datenschutzes für alle erhobenen Einzelangaben; dies 
gilt sowohl für personenbezogene Daten, als auch für die übrigen Einzel- 
angaben über Institutionen, insbesondere Unternehmen und Betriebe der 
Wirtschaft. Um eine größtmögliche Nutzung und Verbreitung statistischer 
Daten zu gewährleisten, fordert der Deutsche Bundestag die Statistischen 
Ämter des Bundes und der Länder auf, geeignete Verfahren zu entwickeln, 
die unter Beachtung der strengen Geheimhaltungsvorschriften des Bundes- 
statistikgesetzes und der Datenschutzgesetze eine optimale Nutzung auch 
außerhalb der statistischen Behörden gestatten. Darüber hinaus sollten die 
Statistischen Ämter verstärkt um eine verständliche, bürgerfreundliche Fra- 
gebogengestaltung und deren möglichst frühzeitige Abstimmung mit den 
Auskunftspflichtigen bemüht sein, um die Antwoftbereitschaft der Befragten 
zu erhöhen und damit die Qualität statistischer Ergebnisse zu verbessern. 

Die mit dem Entwurf des Statistikbereinigungsgesetzes verfolgten Kürzungen 
im Programm der amtlichen Statistik sind ein wichtiger erster Schritt in Rich- 
tung auf eine wirksame Entlastung von statistischen Auskunftsverpflichtun- 
gen. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, weitere Ent- 
lastungsvorschläge vorzulegen. Der von der Bundesregierung eingesetzte Ab- 
teilungsleiterausschuß, dem die Vorarbeiten zur Erstellung dieses Gesetzent- 
wurfes übertragen waren, sollte eine ständige kritische Überprüfung be- 
stehender und geplanter Statistiken als Daueraufgabe auch künftig wahr- 
nehmen und den Innenausschuß, den Haushaltsausschuß sowie die fach- 
lich zuständigen anderen Ausschüsse des Deutschen Bundestages über die 
Ergebnisse seiner Arbeiten in regelmäßigen Zeitabständen unterrichten. 

Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, sich verstärkt für 
eine Beschränkung der Statistiken für Zwecke der Europäischen Gemein- 
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schäften einzusetzen und dabei insbesondere Harmonisierungsbemühungen zu 
unterstützen, die eine Angleichung bereits vorhandener nationaler Statisti- 
ken an die für EG-Zwecke benötigten Statistiken ermöglichen, ohne daß es 
zu einer Ausweitung des nationalen statistischen Programms kommt. 


Bonn, den 19. November 1979 


Der Innenausschuß 

Dr, Wernitz Broll Dr. Wernitz 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 

a) Gesetzes zur Änderung statistischer Rechtsvorschriften 
{Statistikbereinigungsgesetz) 

— Drucksache 8/2518 — 

b) Zweiten Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über die Finanzstatistik 

— Drucksache 8/3054 — 

mit den Beschlüssen des Innenausschusses (4. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 
statistischer Rechtsvorschriften 
(Statistikbereinigungsgesetz). 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

Gesetz über die Statistik der Bevölkerungsbewegung 
und die Fortsdireibung des Bevölkerungsstandes 

Das Gesetz über die Statistik der Bevölkerungs- 
bewegung und die Fortschreibung des Bey^lkerungs- 
standes in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliede- 
rungsnummer 29—3, veröffentlichten bereinigten 
Fassung, geändert durch Gesetz vom 6. Januar 1971 
(BGBl. I S. 9), wird wie folgt geändert: 

1. § 1 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 2 wird gestrichen. 

b) Die bisherigen Nummern 3, 4 und 5 werden 
Nummern 2, 3 und 4. 


Beschlüsse des 4. Aus sc h.u s s e s 


Entwurf eines firsten Gesetzes zur Änderung 
statistischer Rechtsvorschriften 
(1 . Statistikbereinigungsgesetz) 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Ar tlk e 1 1 

Gesetz über die Statistik der Bevölkerungsbewegung 
und die Fortschreibung des Bevölkerungsstandes 

Das Gesetz über die Statistik der Bevölkerungs- 
bewegung und die Förtschreibung des Bevölkerungs- 
standes in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliede- 
rungsnümmer 29 — 3, veröffentlichten bereinigten 
Fassung, geändert durch Gesetz vom 6. Januar 1971 
(BGBl. I S. 9), wird wie folgt geändert: 

1. unverändert 


2. § 2 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 2. u n v e r ä n d e r t 

a) Nummer 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Buchstabe c werden nach dem Wort 
„Erwerbstätigkeit“ die Worte „der Mut- 
' ter" eingefügt. 

bb) In Buchstabe d werden die Worte „und 
Anstaltsgeburt" gestrichen. 

b) Nummer 3 wird wie folgt geändert: 

aa) In Buchstabe c werden die Worte „Tag 
der Eheschließimg und" gestrichen. 
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Entwurf Beschlüsse des 4. Ausschusses 

bb) Budistabe d wird gestridien? der . bishe- 
rige Budistabe e wird Budistabe d. 


3. § 3 wird gestridien. 

4. § 7 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Absatzbezeidinung 
„(1)", der Beistrich und die Worte „die Zähl- 
karten für Todeserklärung (§ 3 Abs, 1) an 
das Statistische Bundesamt" gestrichen. 

b) Absatz 2 wird gestrichen. 


Ar t ike 1 2 

Hodisdiulstatistikgesetz 

Das Hochschulstatistikgesetz vom 31. August 1971 
(BGBl. I S. 1473), geändert durch Artikel 287 Nr. 15 
des Einführungsgesetzes zum Strafgesetzbuch vom 
2, März 1974 (BGBl. I S. 469) wird wie folgt geän- 
dert: 


1. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) Die Nummern 3 und 5 werden gestrichen. 

b) Die bisherigen Nummern 4, 6, 7 und 8 wer- 
den Nummern 3, 4, 5 und 6. 


3. unverändert 

4. § 7 wird wie folgt geändert: 
a) unverändert 


b) Absatz 2 erkält folgende Fassung: 

„(2) Einzelangaben in statistischen Ergeb- 
nissen über die hach § 2 Abs. 1 Nr. 1 Buch- 
stabe c, Nr. 2 Buchstabe c, Nir. 3 Buchstabe b 
und § 5 Nr. 3 erfaßte Zugehörigkeit oder 
Nichtzugehörigkeit zu ^ner Religionsgemein- 
schaft dürfen in der Gliederung nach dem 
Jahr der Eheschließungr der Geburt, des Ster- 
befalls und des Wohnungswechsels von den 
Statistischen Ämteni des Bundes und der 
Länder veröffentlicht werden." 


Artikel 1 a 

Gesetz über die Durchführung einer 
Repräsentativstatistik der Bevölkerung 
und des Erwerbsleben^ (Mikrözehsus) 

§ 3 des Gesetzes über die Durchführung einer 
Repräsentativstatistik der Bevölkerung und des Er- 
werbslebens (Mikrozensus) vom 15. Juli 1975 
(BGBL I S. 1909) wird um folgenden Absatz 3 er- 
gänzt: 

„(3) Die Erteilung der Auskunft zu dem Tatbe- 
stand des Absatzes 1 Nr. 8 ist freiwillig." 


Artikel 2 

Hochschulstatistikgesetz 

Das Hochschulstatistikgesetz vom 31. August 1971 
(BGBl. I S. 1473), geändert durch Artikel 287 Nr. 15 
des Einführungsgesetzes zum Strafgesetzbuch vom 
2. März 1974 (BGBl. I S. 469) wird 1vie folgt geän- 
dert: 


1. unverändert 
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Entwurf Beschlüsse des 4. Ausschusses 

2. § 3 erhält folgende Fassung: 2. unverändert 

„§ 3 

Erhebungseinheiten 

Die Erhebungen umfassen nach Maßgabe der 
§§ 4 bis 10 

1. Studenten an den in § 2 Nr. 1 und 2 ge- 
nannten Einrichtungen, 

2. wissenschaftliches und künstlerisches Perso- 
nal, Lehrkräfte für besondere Aufgaben, 

Lehrbeauftragte, Tutoren und nichtstudenti- 
sche wissenschaftliche Hilfskräfte an den in 
§ 2 Nr. 1 und 2 genannten Einrichtungen, 
auch soweit kein Anstellungsverhältnis zum 
Land oder zur Hochschule besteht, 

3. technisches, Verwaltungs- und sonstiges 
Personal an den in § 2 Nr. 1 und 2 genann- 
ten Einrichtungen, 

4. Schüler in den Abschlußklassen an den in 
§ 2 Nr. 3 genannten Einrichtungen, 

5. exmatrikulierte und beurlaubte Studenten 
an den in § 2 Nr. 1 und 2 genannten Ein- 
richtungen, 

6. Kandidaten, die sich zu Abschlußprüfungen 
oder Promotionen vor den staatlichen und 
kirchlichen Prüfungsämtern (§ 2 Nr. 4) sowie 
vor den in § 2 Nr. 1 und 2 genannten Ein- 
richtungen gemeldet haben, 

7. Prüfungen, die vor den staatlichen und kirch- 
lichen Prüfungsämtern {§ 2 Nr. 4) sowie den 
in § 2 Nr. 1 und 2 genannten Einrichtungen 
abgelegt wurden, 

8. Gebäude und Räume der in § 2 Nr. 1, 2 und 
6 genannten Einrichtungen, 

9. Wohnheimplätze in den in § 2 Nr. 5 ge- 
nannten Studentenwohnheimen und deren 
Träger." 

3. In § 4 Nr. 2 werden das Wort „Berufsziel" und 3. unverändert 

der anschließende Beistrich gestrichen. 

4. Die §§ 5, 6, 9 und 1 1 werden gestrichen. 4. unverändert 

5. § 7 wird § 5; die Verweisung „§ 3 Nr. 4" wird 5. unverändert 

durch die Verweisung „§ 3 Nr. 2" ersetzt. 

6. § 8 wird § 6 und erhält folgende Fassung: 6. unverändert 

„§ 6 

Technisches, Verwaltungs- und 
sonstiges Personal 

Für den in § 3 Nr. 3 genannten Personenkreis 
werden zum Zwecke der Durchführung einer 
Bestandsstatistik folgende Tatbestände erho- 
ben: 
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Entwurf Beschlüsse des 4. Ausschusses 

1. Dienst- und Beschäftigungsverhältnis sowie 
organisatorische und fachliche Zugehörig- 
keit; 

2. Art der Finanzierung der Stelle." 

7. § 10 wird § 7; die Verweisung „§ 3 Nr. 7" wird 7. unverändert 

durch die Verweisung „§ 3 Nr. 4" ersetzt. 

8. § 12 wird § 8 und erhält folgende Fassung: 8. unverändert 

„§ 8 

Hochschulen 

Bei den in § 2 Nr. 1 und 2 genannten Einrich- 
tungen werden folgende Tatbestände erhoben: 

1. von den beurlaubten Studenten und Exma- 
trikulierten: Angaben zur Person, Wohn- 
sitze, Studiengang, Fachsemester sowie 
Grund der Exmatrikulation oder Beurlau- 
bung, 

2. Gebäude und Räume sowie deren Größe, 

Ausstattung und Nutzung, 

3. Prüfungen nach Studiengängen und Prü- 
fungserfolg, 

4. Promotionen und Habilitationen nach Fach- 
richtungen, 

5. Ist- Ausgaben und -Einnahmen in haushalts- 
mäßiger und fachlicher Gliederung." 


9. § 13 wird § 9 und wird wie folgt geändert: 9. unverändert 

a) In Absatz 1 wird die Verweisung „(§ 3 Nr. 

10)" durch die Verweisung „(§ 3 Nr. 6)" er- 
setzt. 

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Bei den staatlichen und kirchlichen 
Prüfungsämtern (§ 2 Nr. 4) sowie den in § 2 
Nr. 1 und 2 genannten Einrichtungen werden 
die Prüfungen nach Studiengängen und Prü- 
fungserfolg erfaßt." 


10. § 14 wird § 10; die Verweisung „§ 2 Nr. 8" 10. u n v e r ä n d e r t 

wird durch die Verweisung „§ 2 Nr. 6" ersetzt; 
das Wort „Grundstücke" und der anschließende 
Beistrich werden gestrichen. 


11. § 15 wird § 11 und erhält folgende Fassung: 11. unverändert 

.§ 11 

Berichtszeit 

(1) Die Erhebungen nach den §§ 4, 8 Nr. 1 
und 3 sowie § 9 werden in jedem Semester 
durchgeführt. 

(2) Die Erhebungen nach den §§ 6, 7 und 8 
Nr. 4 und 5 werden jährlich durchgeführt. 
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Entwurf 

(3) Die Erhebungen nach § 3 Nr. 9 und § 10 
werden alle fünf Jahre und die Erhebungen nach 
den §§ 5 und 8 Nr. 2 alle sechs Jahre durchge- 
führt; die Bestandsveränderungen werden jähr- 
lich erhoben," 

12. § 16 wird § 12 und wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 1 wird die Verweisung 
„§§ 4 bis 14" durch die Verweisung 
„§§ 4 bis 10" ersetzt. 

bb) fn Nummer 4 werden die Worte „sowie 
über wissenschaftliche Nebentätigkeiten 
und die Gegenstände der Forschung" 
gestrichen. 

b) Folgender Absatz 3 wird angefügt: 

„ (3) Die Bundesregierung wird ermäch- 
tigt, durch Rechtsverordnung mit Zustim- 
mung des Bundesrates anzuordnen, daß die 
für Zwecke der Hochschulplanung erforder- 
lichen Angaben über Studienbewerber, auf- 
zunehmende Studenten sowie über Teilneh- 
mer an Weiterbildungskursen der Hoch- 
schulen, einschließlich Einrichtungen für 
Fernstudienlehrgänge und Weiterbildungs- 
kurse, die einem Hochschulstudium vergleich- 
bar sind, einmalig oder in einem bestimmten 
Turnus für einen begrenzten Zeitraum erho- 
ben werden." 

13. § 17 wird § 13 und wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung; 

„(1) Auskunftspflichtig nach den §§ 10 
und 11 des Gesetzes über die Statistik für 
Bundeszwecke sind 

1. die Studenten nach § 3 Nr. 1 für die Er- 
hebungen nach § 4, 

2. die in § 3 Nr. 2 genannten Personen für 
die Erhebungen nach § 5 Nr. 1 bis 3, 

3. die Schüler nach § 3 Nr. 4 und deren ge- 
setzliche Vertreter für die Erhebungen 
nach § 7, 

4. die Prüfungskandidaten nach § 3 Nr. 6 
für die Erhebungen nach § 9 Abs. 1, 

5. die Leiter der Verwaltungen der in § 2 
Nr. 1, 2 und 6 genannten Einrichtungen 
für die Erhebungen nach § 5 Nr. 4, §§ 6, 8 
und 10, 

6. die Leiter der dort bezeichneten Einrich- 
tungen für die Erhebungen nach § 9 
Abs. 2, 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 


12. § 16 wird § 12 und wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
aa) unverändert 


bb) Nummer 4 wird gestrichen. 


b) unverändert 


13. unverändert 


7, die Eigentümer und Verwalter der in § 2 
Nr. 5 genannten Studentenwohnheime 
für die Erhebungen nach § 3 Nr. 9." 
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Entwurf 

b) In Absatz 3 erhalten die Sätze 1 und 2 fol- 
gende Fassung: 

„Erhebungsstellen für die Erhebungen nach 
den §§ 4, 5, 7 und 9 Abs. 1 sind die in § 2 
Nr. 1 bis 4 genannten Einrichtungen, bei de- 
nen der Auskunftspflichtige gemeldet oder 
tätig ist. Erhebungs stelle für die Erhebung 
nach § 3 Nr. 9 ist das Deutsche Studenten- 
werk. " 

14. § 18 wird § 14. 

15. § 19 wird § 15 und wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Satz 1 werden die Worte „mit 
Ausnahme der in § 17 Abs. 3 Satz 2 ge- 
nannten Erhebungsstellen" sowie die vor 
und nach diesen Worten stehenden Beistri- 
che gestrichen. 

b) In Absatz 3 Satz 1 wird die Verweisung 
„§§ 4, 5, 6, 7, 10, 12 Nr, 1 und 2 sowie § 13 
Abs. 1" durch die Verweisung „§§ 4, 5, 7, 8 
Nr. 1 sowie § 9 Abs. 1" ersetzt, 

c) Folgender Absatz 5 wird eingefügt: 

„(5) § 12 des Gesetzes über die Statistik 
für Bundeszwecke gilt auch für Personen, 
die bei Stellen beschäftigt sind, denen Ein- 
zelangaben zugeleitet werden." 

16. Die §§20 bis 23 werden §§ 16 bis 19. 

Artikel 3 

Agrarberiditerstattungsgesetz 

Das Agrarberichterstattungsgesetz vom 15. No- 
vember 1974 (BGBl. I S. 3161), geändert durch Ar- 
tikel 3 des Zweiten Gesetzes zur Änderung des Ge- 
setzes über Bodennutzungs- und Ernteerhebung vom 
11. August 1978 (BGBl. I S. 1369), wird wie folgt 
geändert: 

1. § 3 erhält folgende Fassung: 

„§ 3 

(1) Für das Grundprogramm (§ 2 Abs. 1 Nr. 1) 

werden die Angaben zur 

1. Haupterhebung über die Bodennutzung (Bo- 
dennutzungshaupterhebung) nach § 4 und 
Kennzeichnung des Betriebes nach § 11 des 
Gesetzes über Bodennutzungs- und Ernteer- 
hebung, 

2. Viehzählung im Dezember nach § 1 des Vieh- 
zählungsgesetzes in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 23. September 1973 (BGBl. I 
S. 1405), geändert durch Artikel 4 des Sta- 
tistikbereinigungsgesetzes vom . . . (BGBl. I 
S. . . .), 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 


14. unverändert 

15. unverändert 


16. unverändert 

Artikel 3 

Agrarberichterstattungsgesetz 

Das Agrarberichterstattungsgesetz vom 15. No- 
vember 1974 (BGBl. I S. 3161), geändert durch Ar- 
tikel 3 des Zweiten Gesetzes zur Änderung des Ge- 
setzes über Bodennutzungs- und Ernteerhebung vom 
11. August 1978 (BGBl. I S. 1369), wird wie folgt 
geändert: 

1. § 3 erhält folgende Fassung: 

„§ 3 

(1) unverändert 
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Entwurf 

3. Arbeitskräfteerhebung in der Landwirtschaft 
nach den §§ 1 und 2 des Gesetzes über eine 
Statistik der Arbeitskräfte in der Land- und 
Forstwirtschaft vom 24. Juni 1964 (BGBl. I 
S. 409), zuletzt geändert durch Artikel 5 des 
Statistikbereinigungsgesetzes vom . . . (BGBl. 
IS....) 

übernommen. 

(2) Die Angaben nach Absatz 1 Nr. 1 und 2 
werden in jedem zweiten Berichtsjahr, begin- 
nend 1979, für alle Betriebe nach § 2 Abs. 3, 
in den übrigen Berichtsjahren, beginnend 1981, 
repräsentativ für 80 000 bis höchstens 100 000 
dieser Betriebe übernommen. Die Angaben nach 
Absatz 1 Nr. 3 werden in jedem Berichtsjahr, 
beginnend 1979, repräsentativ für 80 000 bis 
höchstens 100 000 landwirtschaftliche Betriebe 
nach § 2 Abs. 3 übernommen. 

(3) Die Angaben nach Absatz 1 Nr. 1 bis 3 
werden den jeweiligen Erhebungen des Berichts- 
jahres entnommen." 


2. § 4 wird wie folgt geändert; 

a) In Absatz 1 Nr. 2 werden die Worte „Grund- 
stücksverkehr und -preise" gestrichen. 

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Die Tatbestände des Absatzes 1 Nr. 1 
werden in jedem zweiten Berichtsjahr, be- 
ginnend 1979, in allen Betrieben nach § 2 
Abs. 3, in den übrigen Berichtsjahren, be- 
ginnend 1981, repräsentativ in 80 000 bis 
höchstens 100 000 dieser Betriebe erhoben. 
Die Tatbestände des Absatzes 1 Nr. 2 und 3 
werden in jedem Berichtsjahr repräsentativ 
in 80 000 bis höchstens 100 000 dieser Betriebe 
erhoben. " 

c) Absatz 3 wird gestrichen. 

d) Die Absätze 4, 5 und 6 werden Absätze 3, 
4 und 5. 


Artikel 4 
Viehzählungsgesetz 

Das Viehzählungsgesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 23. September 1973 (BGBL I 
S. 1405) wird wie folgt geändert: 

1. § 1 wird wie folgt geändert; 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Am 3. Dezember eines jeden Jahres 
findet eine Viehzählung statt. Diese Zählung 
wird jedes zweite Jahr allgemein und in den 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 


(2) unverändert 


(3) Die Angaben nach Absatz 1 Nr. 1 und 3 
werden den jeweiligen Erhebungen des Berichts- 
jahres, die Angaben nach Absatz 1 Nr. 2 werden 
der Erhebung des Vorjahres entnommen." 

2. unverändert 


Artikel 4 
Viehzählungsgesetz 

Das Viehzählungsgesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 23. September 1973 (BGBl. I 
S. 1405) wird wie folgt geändert: 

1, § 1 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Am 3. Dezember eines jeden Jahres 
findet eine Viehzählung statt. Diese Zählung 
wird jedes zweite Jahr allgemein und in den 
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Zwischenjahren, beginnend 1980, repräsen- 
tativ durchgeführt. Am 3. der Monate April, 
Juni und August werden Viehzwisdienzäh- 
lungen vorgenommen. Fällt der Tag auf einen 
Samstag, einen Sonn- oder Feiertag, so wird 
die Zählung am voraufgehenden Werktag 
durdige führt." 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden die Worte „allgemeine 
Viehzählung" durch die Worte „Vieh- 
zählung im Dezember" und die Zahl 
„1973" durch die Zahl „1981" ersetzt so- 
wie die Worte „Ziegen und" gestrichen. 

bb) Die Sätze 2 und 3 erhalten folgende 
Fassung: 

„Bei den allgemeinen Viehzählungen im 
Dezember ist auch das Verhältnis der ße- 
stände an Rindvieh, Schweinen und Ge- 
flügel zur landwirtschaftlich genutzten 
Fläche zu erfassen. Diese Ergebnisse über 
die Viehbestände und ihre Halter wer- 
den jedes zweite Jahr, beginnend 1981, 
nach Betriebs- und Bestandsgrößenklas- 
sen aufbereitet." 

c) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Bei Schweinen werden die Bestände mit 
mindestens einem Zuchtschwein oder minde- 
stens drei anderen Schweinen, bei Geflügel 
die Bestände mit mindestens zwanzig Stück 
einer Geflügelart, bei Pferden die Bestände 
mit mindestens zwei Pferden, bei Schafen die 
Bestände mit mindestens drei Schafen er- 
faßt. Diese Einschränkung gilt nicht für Hal- 
ter mit einer landwirtschaftlich genutzten 
Fläche von mindestens 1 ha sowie für Hal- 
ter mit einer landwirtschaftlich genutzten 
Fläche unter 1 ha, deren natürliche Erzeu- 
gungseinheiten mindestens dem durchschnitt- 
lichen Wert einer jährlichen landwirtschaft- 
lichen Markterzeugung von 1 ha landwirt- 
schaftlich genutzter Fläche entsprechen. Ab 
1981 werden in jedem vierten Jahr im De- 
zember die Bestände aller Schweine- und 
Legehennenhalter erfaßt." 

d) Absatz 5 erhält folgende Fassung: 

„(5) In den Ländern Berlin, Bremen und 
Hamburg entfallen die repräsentativen Vieh- 
zählungen im Dezember und die Zwischen- 
zählungen. " 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 

Zwischenjahren, beginnend 1981 , repräsen- 
tativ durchgeführt. Am 3. der Monate April, 
Juni und August werden Viehzwischenzäh- 
lungen vorgenommen. Fällt der Tag auf einen 
Samstag, einen Sonn- oder Feiertag, so wird 
die Zählung am vorauf gehenden Werktag 
durchgeführt." 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden die Worte „allgemeine 
Viehzählung" durch die Worte „Vieh- 
zählung im Dezember" und die Zahl 
„1973" durch die Zahl „ 1980 " ersetzt so- 
wie die Worte „Ziegen und" gestrichen. 

bb) Die Sätze 2 und 3 erhalten folgende 
Fassung: 

„Bei den Viehzählungen im Dezember werden 
die Ergebnisse über die Viehbestände und 
ihre Halter jedes zweite Jahr, beginnend 1981, 
nach Bestandsgrößenklassen aufbereitet." 


c) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Bei Schweinen werden die Bestände 
mit mindestens einem Zuchtschwein oder 
mindestens drei anderen Schweinen, bei Ge- 
flügel die Bestände mit mindestens zwanzig 
Stück einer Geflügelart, bei Pferden die Be- 
stände mit mindestens zwei Pferden, bei Scha- 
fen die Bestände mit mindestens drei Schafen 
erfaßt. Diese Einschränkung gilt nicht für 
Halter mit einer landwirtschaftlich genutzten 
Fläche von mindestens 1 ha sowie für Hal- 
ter mit einer landwirtschaftlich genutzten Flä- 
che unter 1 ha, deren natürliche Erzeugungs- 
einheiten mindestens dem durchschnittlichen 
Wert einer jährlichen landwirtschaftlichen 
Markterzeugung von 1 ha landwirtschaftlich 
genutzter Fläche entsprechen. Ab 1980 wer- 
den in jedem vierten Jahr im Dezember die 
Bestände aller Schweine- und Legehennen- 
halter erfaßt." 

d) unverändert 


2. § 2 wird wie folgt geändert: 2. unverändert 

a) In Satz 1 werden die Worte „Alle zwei Jah- 
re" durch die Worte „Alle vier Jahre, be- 
ginnend im April 1981," ersetzt. 

b) In Satz 3 werden die Worte „und beginnen 
im Dezember 1974" gestrichen. 
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Beschlüsse des 4. Ausschus 


c) Es wird folgender Satz 4 angefügt: 

„Der Bundesminister für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bun- 
desrates die Nachprüfung auszusetzen, wenn 
die Ergebnisse nicht mehr benötigt werden." 


3. Dem § 1 1 wird folgender Satz 2 angefügt: 3. unverändert 

„Rechtsverordnungen, die aufgrund dieses Ge- 
setzes erlassen werden, gelten im Land Berlin 
nach § 14 des Dritten Uberleitungsgesetzes." 


Artikel 5 Artikels 

Gesetz über eine Statistik der Arbeitskräfte in unverändert 

der Land- und Forstwirtschaft 

Das Gesetz über eine Statistik der Arbeitskräfte 
in der Land- und Forstwirtschaft vom 24. Juni 1964 
(BGBl. I S. 409), zuletzt geändert durch Artikel 2 des 
Zweiten Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über 
Bodennutzungs- und Ernteerhebung vom 11. August 
1978 (BGBl. I S. 1369), wird wie folgt geändert; 


1. § 1 erhält folgende Fassung: 

r,§ 1 

(1) über die Arbeitskräfte in der Land- und 
Forstwirtschaft werden im Geltungsbereich die- 
ses Gesetzes Erhebungen als Bundesstatistik 
durchgeführt. 

(2) Die Erhebungen finden in der Landwirt- 
schaft jährlich, beginnend 1979, statt. In den 
Ländern Berlin, Bremen und Hamburg findet 
nur in jedem zweiten Erhebungsjahr eine Er- 
hebung statt. 

(3) In der Forstwirtschaft finden Erhebungen 
in jedem dritten Wirtschaftsjahr statt; sie begin- 
nen mit dem Wirtschaftsjahr 1979/80. Das Wirt- 
schaftsjahr im Sinne dieses Gesetzes läuft in der 
Forstwirtschaft von Oktober bis September (Forst- 
wirtschaftsjahr). Die Landesregierungen werden 
ermächtigt, durch Rechtsverordnungen Beginn 
und Ende des Forstwirtschaftsjahres aus forst- 
wirtschaftlichen Gründen abweichend festzule- 
gen." 


2. § 2 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 werden die Worte „in den Erhe- 
bungsjahren halbjährlich" gestrichen. 

b) Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Sie erfassen bei 80 000 bis höchstens 
100 000 Betrieben jeweils für die Zeitspanne 
von vier aufeinanderfolgenden Berichtswo- 
chen, die ganz oder teilweise auf den April 
entfallen, Angaben über 


e s 
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1. Kennzeichnung des Betriebs, 

2. Betriebsinhaber, seinen Ehegatten sowie 
auf dem Betrieb lebende Familienange- 
hörige und ihre Beschäftigung, 

3. familienfremde Arbeitskräfte, ihre Stel- 
lung im Betrieb und ihre Beschäftigung." 

Artikel 6 

Gesetz über die Statistik 
im Produzierenden Gewerbe 

Das Gesetz über die Statistik im Produzierenden 
Gewerbe vom 6. November 1975 (BGBl. I S, 2779) 
wird wie folgt geändert: 

1. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) Buchstabe B wird gestrichen. 

b) Der bisherige Buchstabe C wird Buchstabe B. 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 


Artikel 6 

Gesetz über die Statistik 
im Produzierenden Gewerbe 

Das Gesetz über die Statistik im Produzierenden 
Gewerbe vom 6. November 1975 (BGBl. I S, 2779) 
wird wie folgt geändert: 

1. unverändert 


2, § 3 wird wie folgt geändert: 


a) Buchstabe C erhält folgende Fassung: 

„C. alle vier Jahre, beginnend 1983 für 1982, 
bei höchstens 20 000 Unternehmen des 
Bergbaus und des Verarbeitenden Ge- 
werbes den Material- und Wareneingang 
nach Arten;". 

b) Folgender Buchstabe D wird angefügt: 

„D. im Jahr 1980 für 1979 sowie — begin- 
nend in einem der Jahre 1984 bis 1986 — 
alle neun bis elf Jahre, jeweils für das 
vorausgehende Jahr, bei höchstens 65 000 
Unternehmen des Bergbaus und des Ver- 
arbeitenden Gewerbes, die nicht nach 
Buchstabe B Ziff. II erfaßt werden, 

1. die tätigen Personen, 

2. die Lohn- und Gehaltssummen, 

3. den Umsatz, 

4. die Investitionen, 

5. die Aufwendungen für gemietete und 
gepachtete Anlagegüter, 

6. die Material- und Warenbestände ein- 
schließlich fertiger und unfertiger Er- 
zeugnisse am Anfang und Ende des 
Jahres, 

7. den Verkaufserlös aus dem Abgang 
von Anlagegütern, 

8. den Material- und Wareneingang, 

9. die vergebenen Lohnarbeiten." 


2. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) In Buchstabe B Ziff. I wird die Buchstaben- 
bezeichnung „C Ziff. I" durch die Buchsta- 
benbezeichnung „D" ersetzt. 

b) Buchstabe C erhält folgende Fassung: 

C. unverändert 


c) Folgender Buchstabe D wird angefügt: 

„D. im Jahr 1980 für 1979 sowie — begin- 
nend in einem der Jahre 1984 bis 1986 — 
alle sechs Jahre, jeweils für das voraus- 
gehende Jahr, bei höchstens 65 000 Un- 
ternehmen des Bergbaus und des Verar- 
beitenden Gewerbes, die nicht nach 
Buchstabe B Ziff, II erfaßt werden, 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. unverändert 

4. unverändert 

5. unverändert 

6. unverändert 


7. unverändert 

8. unverändert 

9. unverändert 
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3. § 5 wird wie folgt geändert: 


a) Buchstabe B erhält folgende Fassung; 

„B- alle vier Jahre, beginnend 1983 für 1982, 
bei höchstens 10 000 Unternehmen des 
Baugewerbes den Material- und Waren- 
eingang nach Arten;“. 

b) Folgender Buchstabe C wird angefügt: 

„C. im Jahr 1980 für 1979 sowie ■ — ■ begin- 
nend in einem der Jahre 1984 bis 1986 — 
alle neun bis elf Jahre, jeweils für das 
vorausgehende Jahr, bei höchstens 45000 
Unternehmen des Baugewerbes, die nicht 
nach Buchstabe A Ziff. II erfaßt werden, 

1. die tätigen Personen, 

2. die Lohn- und Gehaltssummen, 

3. den Umsatz, bei Unternehmen des 
Bauhauptgewerbes auch die Jahres- 
bauleistung, 

4. die Investitionen, 

5. die Aufwendungen für gemietete und 
gepachtete Anlagegüter, 

6. die Material- und Warenbestände 
einschließlich fertiger und unfertiger 
Erzeugnisse am Anfang und Ende 
des Jahres, 

7. den Verkaufserlös aus dem Abgang 
von Anlagegütern, 

8. den Material- und Wareneingang, 

9. die vergebenen Lohnarbeiten, 

10. die Forderungen aus Lieferungen und 
Leistungen am Anfang und Ende des 
Jahres.“ 

4. § 6 Buchstabe C erhält folgende Fassung: 

„C. im Jahr 1980 für 1979 sowie — beginnend 
in einem der Jahre 1984 bis 1986 — alle 
neun bis elf Jahre, jeweils für das voraus- 
gehende Jahr, bei den Unternehmen der 
Elektrizitäts-, Gas- und Fernwärmeversor- 
gung und bei höchstens 2 000 Unternehmen 
der Wasserversorgung, soweit die Erhebung 
nicht nach Buchstabe B Ziff. II erfolgt, 

1. den Material- und Wareneingang, 

2. den Materialverbrauch und den Waren- 
einsatz für die fachlichen Unternehmens- 
teile." 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 

3. § 5 wird wie folgt geändert: 

a) In Buchstabe A Ziff. 1 wird die Buchstaben- 
bezeichnung „B Ziff. I" durch die Buchstaben- 
bezeichnung „C" ersetzt 

b) Buchstabe B erhält folgende Fassung; 

B. unverändert 


c) Folgender Buchstabe C wird angefügt: 

„C. im Jahr 1980 für 1979 sowie — begin- 
nend in einem der Jahre 1984 bis 1986 — 
alle sechs Jahre, jeweils für das voraus- 
gehende Jahr, bei höchstens 45 000 Un- 
ternehmen des Baugewerbes, die nicht 
nach Buchstabe A Ziff. II erfaßt werden, 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. unverändert 

4. unverändert 

5. unverändert 

6. unverändert 


7. unverändert 

8. unverändert 

9. unverändert 

10. unverändert 


4. § 6 Buchstabe C erhält folgende Fassung: 

„C. im Jahr 1980 für 1979 sowie — beginnend 
in einem der Jahre 1984 bis 1986 — alle 
sechs Jahre, jeweils für das vorausgehende 
Jahr, bei den Unternehmen der Elektrizitäts-, 
Gas- und Fernwärmeversorgung und bei 
höchstens 2 000 Unternehmen der Wasser- 
versorgung, soweit die Erhebung nicht nach 
Buchstabe B Ziff. II erfolgt, 

1, unverändert 

2. unverändert 
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5. § 8 Nr. 3 erhält folgende Fassung: 

„3. für die nach § 3 Buchstabe D, § 5 Buch- 
stabe C und § 6 Buchstabe C ab 1984 durch- 
zuführenden Erhebungen die jeweiligen Er- 
hebupgsjahre zu bestimmen oder, sofern die 
Ergebnisse nicht mehr benötigt werden, die 
Erhebungen auszusetzen." 


6. § 10 Abs. 5 wird wie folgt gefaßt: 

„(5) Eine Weiterleitung der nach § 3 Buch- 
stabe B Ziff. II und III, Buchstabe C, § 5 Buch- 
stabe A Ziff. II und III, Buchstabe B, Buchstabe C 
Nr. 10 und § 6 Buchstabe B Ziff. II erhobenen 
Einzelangaben ist ausgeschlossen? insoweit fin- 
den die Absätze 1 bis 4 keine Anwendung." 


7. In § 11 Abs. 1 wird Satz 1 wie folgt gefaßt: 

„Die Angaben zu § 3 Buchstabe A Ziff. II, Buch- 
stabe B Ziff. II und III, Buchstabe C, zu § 5 
Buchstabe A Ziff. II und III sowie Buchstabe B 
werden vom Statistischen Bundesamt erhoben 
und aufbereitet." 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 

5. § 8 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 3 erhält folgende Fassung: 

3. unverändert 


b) Folgende Nummer 4 wird angefügt: 

„4. bei den Erhebungen nach § 3 Buch- 
stabe C und § 5 Buchstabe B den vier- 
jährigen Abstand um ein Jahr zu ver- 
kürzen oder zu verlängern, falls dies zur 
Verbesserung des Erkenn tniswerts der 
Statistik, zur rationellen Gestaltung des 
Arbeitsablaufs oder zur Vermeidung von 
Kumulationen statistischer Erhebungen 
sinnvoll erscheint." 


6. § 10 Abs. 5 wird wie folgt gefaßt: 

„(5) Eine Weiterleitung der nach § 3 Buch- 
stabe B Ziff. II und III, Buchstabe C, § 5 Buch- 
stabe A Ziff. II und III, Buchstabe B, Buchstabe C 
Nr. 10 und § 6 Buchstabe B Ziff. II erhobenen 
Einzelangaben ist ausgeschlossen, soweit Satz 2 
nichts anderes bestimmt; insoweit finden die 
Absätze 1 bis 4 keine Anwendung. An die Sta- 
tistischen Landesämter dürfen die ihren Erhe- 
bungsbereich betreffenden Angaben zu § 3 Buch- 
stabe B Ziff. II und § 5 Buchstabe A Ziff. II zur 
Zusammenführung mit ihren zu § 3 Buchstabe B 
Ziff. I, Buchstabe D und § 5 Buchstabe A Ziff. I, 
Buchstabe C erhobenen Angaben und zur Erstel- 
lung regionaler Sozialproduktsberechnungen 
weitergeleitet werden." 

7. unverändert 


\ 


Artikel 7 Artikel 7 

Gesetz über die Durchführung laufender Statistiken Gesetz über die Durchführung laufender Statistiken 

im Handwerk sowie im Gaststätten- und im Handwerk 

Beherbergungsgewerbe 

§ 2 des Gesetzes über die Durchführung laufen- § 2 des Gesetzes über die Durchführung laufender 
der Statistiken im Handwerk sowie im Gaststätten- Statistiken im Handwerk in der im Bundesgesetz- 
und Beherbergungsgewerbe in der im Bundesgesetz- blatt Teil III, Gliederungsnummer 708-5, veröffent- 
blatt Teil III, Gliederungsnummer 708-5, veröffent- lichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch 
lichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch § H des Handelsstatistikgesetzes vom 10. November 

§ 11 des Handelsstatistikgesetzes vom (BGBL I S, 1733) wird wie folgt geändert: 

(BGBl. IS....) wird wie folgt geändert: 
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1. Absatz 1 erhält folgende Fassung: 1. unverän^ 

„(1) Die Statistik erfaßt vierteljährlich den 
Umsatz sowie die Zahl der Beschäftigten." 


2. Absatz 4 erhält folgende Fassung: 2, unverän 

„(4) Absatz 1 ist nicht anzuwenden auf die 
Betriebe, bei denen der Umsatz und die tätigen 
Personen auf Grund des Gesetzes über die Sta- 
tistik im Produzierenden Gewerbe vom 6. No- 
vember 1975 (BGBl. I S. 2779) erfaßt werden." 


Artikel 8 

Außenhandelsstatistikgesetz 

Das Gesetz über die Statistik des grenzüberschrei- 
tenden Warenverkehrs in der im Bundesgesetzblatt 
Teil III, Gliederungsnummer 7402-1, veröffentlichten 
bereinigten Fassung, wird wie folgt geändert: 

1. In der Überschrift wird das Wort „Außenhandels- 
statistik" in der Klammer durch die Kurzbe- 
zeidinung „Außenhandelsstatistikgesetz" ersetzt. 


2. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Worte „der Zollge- 
wahrsams- und der Zollvormerkverkehr" 
durch die Worte „die Zollgutlagerung und die 
Veredelung einschließlich des Übergangs von 
Waren aus einem besonderen Zollverkehr in 
einen anderen oder in den freien Verkehr" 
ersetzt. 

b) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Waren im Sinne dieses Gesetzes sind 
alle beweglichen Sachen und elektrischer 
Strom." 


3. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 2 erhält folgende Fassung: 

„2. Benennung der Ware; Menge; Wert; 
Wertstellung; für den Warenverkehr 
maßgebende Währung; Herstellungs- 
oder Verbrauchsland, Versendungsland, 
Einkaufs- oder Käuferland; Zielort oder 
Herstellungsort im Erhebungsgebiet; Ver- 
packungsart und -merkmale oder das Be- 
förderungsmittel; Anzahl und Merkzei- 
chen der Güter;" 

b) In Nummer 3 erhalten die Buchstaben a und b 
folgende Fassung: 

„a) Bei Einfuhr aus offenen Zollagern sowie 
bei Einfuhr im vereinfachten Zollverfah- 
ren (Sammelzollanmeldung oder Zollbe- 


sse des 4, Ausschusses 
1 e r t 

d ert 


Artikel 8 
unverändert 
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handlung ohne Abfertigung) : Zollsatz, 

Grund der Zollbefreiung oder -ermäßigug; 

b) bei Schiffsbedarf: Bestimmung der gelie- 
ferten Waren für deutsche oder für frem- 
de Fahrzeuge;". 


Artikel 9 

Gesetz zur Durchführung einer Statistik über die 
Personenbeförderung im Straßenverkehr 

Das Gesetz zur Durchführung einer Statistik über 
die Personenbeförderung im Straßenverkehr vom 
28. Dezember 1968 (BGBl. I S. 1472) wird wie folgt 
geändert: 


Artikel 8a 

Gesetz über die Statistik der Wirtschafts- 
rechnungen privater Haushalte 

Das Gesetz über die Statistik der Wirtschaftsrech- 
nungen privater Haushalte in der im Bundesgesetz- 
blatt Teil III, Gliederungsnummer 708-6, veröffent- 
lichten bereinigten Fassung wird wie folgt geändert: 

§ 1 Nr. 2 Satz 2 erhält folgenden Wortlaut: 

„Diese Erhebungen sind, beginnend im Jahre 1983, 
in fünfjährigem Abstand zu wiederholen; die Bun- 
desregierung wird ermächtigt, durch Rechtsverord- 
nung mit Zustimmung des Bundesrates den fünf- 
jährigen Abstand um ein Jahr zu verkürzen oder zu 
verlängern, falls dies zur Verbesserung des Erkennt- 
niswerts der Statistik oder zur rationellen Gestaltung 
des Arbeitsablaufs erforderlich ist." 

Artikel 9 

Gesetz zur Durchführung einer Statistik über die 
Personenbeförderung im Straßenverkehr 

Das Gesetz zur Durchführung einer Statistik über 
die Personenbeförderung im Straßenverkehr vom 
28. Dezember 1968 (BGBl. I S. 1472) wird wie folgt 
geändert: 


1 . Dem § 1 Abs. 2 wird folgender Satz 2 angefügt: 1. unverändert 

„Nicht erfaßt wird ferner der Linienverkehr nach 
§ 43 Nr. 1 des Personenbeförderungsgesetzes, den 
ein Unternehmen zur Beförderung seiner Arbeit- 
nehmer mit eigenen Kraftfahrzeugen und für die 
beförderten Personen unentgeltlich durchführt." 

2. In § 2 werden die Absatzbezeichnung „(1)" und 2. unverändert 
der Absatz 2 gestrichen. 


3. § 3 wird wie folgt geändert: 3. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: a) unverändert 

„(1) Die Verkehrsstatistik erfaßt bei Un- 
ternehmen, die im Vorjahr in ihrem berichts- 
pflichtigen Linienverkehr an Beförderungs- 
entgelten drei Millionen DM oder mehr ver- 
einnahmt haben, monatlich, bei anderen Unter- 
nehmen vierteljährlich: 

1. Im Verkehr mit Straßenbahnen und Obus- 
sen sowie im Linienverkehr mit Kraftfahr- 
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zeugen nach § 42 des Personenbeförde- 
rungsgesetzes 

a) Anzahl der beförderten Personen nach 
der Art der Fahrausweise; im Fall der 
unentgeltlidien Beförderung die Anzahl 
der beförderten Personen, 

b) Personen-Kilometer, 

c) Höhe der Einnahmen nach der Art der 
Fahrausweise, 

d) Wagen-Kilometer getrennt nach Be- 
triebszweigen, bei Kraftfahrzeugen ge- 
trennt nach verfügbaren eigenen und 
angemieteten Fahrzeugen. 

2. Im Linienverkehr nach § 43 des Personen- 
beförderungsgesetzes getrennt nach Ver- 
kehrsformen 

a) Anzahl der beförderten Personen, 

b) Personen-Kilometer, 

c) Höhe der Einnahmen, 

d) Wagen-Kilometer. 

3. Im Verkehr nach § 1 Nr. 4 Buchstabe d 
der Freistellungs-Verordnung 

a) Anzahl der beförderten Personen, 

b) Personen-Kilometer, 

c) Wagen-Kilometer." 

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Die Verkehrsstatistik erfaßt im Gele- 
genheitsverkehr nach § 46 des Personenbe- 
förderungsgesetzes vierteljährlich getrennt 
nach Verkehrsformen 

1. Anzahl der beförderten Personen, 

2. Personen-Kilometer, 

3. Höhe der Einnahmen, 

4. Wagen-Kilometer." 


Rocr^HliiCCO rloc A An 


b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Die Verkehrs Statistik erfaßt im Gele- 
genheitsverkehr nach § 46 des Personenbe- 
förderungsgesetzes vierteljährlich getrennt 
nach Verkehrsformen bei Unternehmen, die 
vier und mehr Busse besitzen, 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. unverändert 

4. unverändert 

c) Folgender Absatz 3 wird angefügt: 

„(3) Die Verkehrsstatistik erfaßt im Gele- 
genheitsverkehr nach § 46 des Personenbe- 
förderungsgesetzes jährlich getrennt nach 
Verkehrsformen bei Unternehmen, die weni- 
ger als vier Busse besitzen, 

1. Anzahl der beförderten Personen, 

2. Personen-Kilometer, 

3. Höhe der Einnahmen, 

4. Wagen-Kilometer." 
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Artikel 10 

Gesetz über die Statistik des Sdiiffs- und Güter- 
verkehrs auf den Binnenwasserstraßen und die Fort- 
schreibung des Sdiiffsbestandes der Binnenflotte 

Das Gesetz über die Statistik des Schiffs- und 
Güterverkehrs auf den Binnenwasserstraßen und 
die Fortschreibung des Schiffsbestandes der Binnen- 
flotte in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliede- 
rungsnummer 95 00-5, veröffentlichten bereinigten 
Fassung, wird wie folgt geändert: 

1. In der Überschrift werden die Worte „des Schiffs- 
und Güterverkehrs auf den Binnenwasserstraßen 
und die Fortschreibung des Schiffsbestandes der 
Binnenflotte" durch die Worte „Der Binnenschiff- 
fahrt" ersetzt. 

2. § 2 wird wie folgt geändert; 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 3 wird nach den Worten 
„von ihnen umgeschlagenen Güter" der 
Beistrich durch einen Punkt ersetzt. 

bb) Nummer 4 wird gestrichen. 

b) Absatz 2 wird gestrichen. 

c) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 2 und 
wird wie folgt geändert: 

aa) Die Worte „nach den Absätzen 1 und 2" 
werden durch die Worte „nach Absatz 1" 
ersetzt. 

bb) In Nummer 4 werden die Worte „und 
Flößen" gestrichen. 

3. In § 3 wird die Absatzbezeichnung „(1)" und der 
Absatz 2 gestrichen. 

4. In § 4 werden die Worte „Schiffs- oder Floß- 
führer" durch das Wort „Schiffsführer" ersetzt. 

5. § 5 Abs, 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 3 Buchstabe b wird der Strich- 
punkt durch einen Punkt ersetzt. 

b) Nummer 4 wird gestrichen. 


6. Nach § 10 wird folgender Abschnitt III ein gefügt: 
„Abschnitt III 

Unternehmen der Binnenschiffahrt 
§ 11 

(1) Über die Unternehmen der Binnenschiff- 
fahrt wird eine Bundesstatistik geführt. 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 
Artikel 10 

Gesetz über die Statistik des Schiffs- und Güter- 
verkehrs auf den Binnenwasserstraßen und die Fort- 
schreibung des Schiffsbestandes der Binnenflotte 

Das Gesetz über die Statistik des Schiffs- und 
Güterverkehrs auf den Binnenwasserstraßen und 
die Fortschreibung des Schiffsbestandes der Binnen- 
flotte in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliede- 
rungsnummer 95 00-5, veröffentlichten bereinigten 
Fassung, wird wie folgt geändert: 

1. unverändert 


2. unverändert 


3. unverändert 


4. unverändert 


5. unverändert 


6. Nach § 10 wird folgender Abschnitt III eingefügt: 
„Abschnitt III 

Unternehmen der Binnenschiffahrt 
§ 11 

unverändert 
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(2) Die Statistik erfaßt jährlich die in der Bin- 
nenschiffahrt tätigen Unternehmen. 

(3) Es werden erhoben 

1. die Tätigkeit des Unternehmens, 

2. Anzahl, Art und Kapazität der verfügbaren 
Binnenschiffe, 

3. Anzahl und Art der in der Binnenschiffahrt 
beschäftigten Personen, bei überwiegend in 
der Binnenschiffahrt tätigen Unternehmen 
auch die Anzahl der Beschäftigten des ge- 
samten Unternehmens, 

4. bei den in der Verkehrs Wirtschaft tätigen Un- 
ternehmen die Umsätze in der Binnenschiff- 
fahrt, bei überwiegend in der Binnenschiff- 
fahrt tätigen Unternehmen auch der Umsatz 
des gesamten Unternehmens. 

§ 12 

Auskunftspflichtig sind die Inhaber und Lei- 
ter der Unternehmen. 

§ 13 

Die Weiterleitung der nach § 11 Abs. 3 erho- 
benen Einzelangaben an die für den Verkehr 
zuständigen obersten Bundes- und Landesbehör- 
den nach § 12 Abs. 2 des Gesetzes über die 
Statistik für Bundeszwedce ist zulässig. 

§ 14 

Die Statistik über die Unternehmen der Bin- 
nenschiffahrt wird vom Statistischen Bundesamt 
erhoben und aufbereitet." 


7. der bisherige Abschnitt III wird Abschnitt IV; 
§ 12 wird aufgehoben. Die bisherigen §§11 und 
13 werden §§ 15 und 16. 

Artikel 11 

Gesetz über die Statistiken im Güterkraftverkehr 
und in der Binnenschiffahrt 

Das Gesetz über Statistiken im Güterkraftverkehr 
und in der Binnenschiffahrt vom 10. Juli 1969 
(BGBl. I S, 757) wird aufgehoben. 

Artikel 12 

Gesetz über die Statistik der Seeschiffahrt 

Das Gesetz über die Statistik der Seeschiffahrt 
in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungs- 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 


§ 12 

unverändert 

§ 13 

Die Weiterleitung der nach § 11 Abs. 3 erho- 
benen Einzelangaben an die für den Verkehr zu- 
ständigen obersten Bundes- und Landesbehörden 
nach § 11 Abs, 3 des Gesetzes über die Statistik 
für Bundeszwecke vom , . . (BGBl. IS.,..) ist 
zulässig. 

§ 14 

unverändert 

7. unverändert 


Artikel 11 
unverändert 


Artikel 12 
unverändert 
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nummer 9510 — 4 , veröffentlichten bereinigten Fas- 
sung, wird wie folgt geändert: 


1. § 10 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 1 wird Buchstabe c gestrichen; 
der bisherige Buchstabe d wird Buchstabe c. 

b) In Nummer 3 Buchstabe a werden die Worte 
„Personen und" gestrichen. 


2. § 11 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird die Nummer 3 gestrichen; 
die bisherige Nummer 4 wird Nummer 3. 

b) In Absatz 3 Nr. 2 werden der Buchstabe a 
und die Buchstabenbezeichnung „b)" gestri- 
chen. 


3. In § 12 Nr. 1 werden die Worte „die Fahrgast- 
liste und" gestrichen. 


Artikel 13 

Gesetz über die Luftfahrtstatistik 

Das Gesetz über die Luftfahrtstatistik vom 30. Ok- 
tober 1967 (BGBl. I S. 1053) wird wie folgt geändert: 

1. § 5 Abs. 1 Nr. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Buchstabe c erhält folgende Fassung: 

„c) Bruttogewicht der ein- und ausgeladenen 
sowie der durchgehenden Fracht- und 
und Postgüter, im inländischen Fracht- 
verkehr auch nach Herkunfts- und Ziel- 
flugplätzen;". 

b) Buchstabe e erhält folgende Fassung: 

„e) Art der versandten und empfangenen 
Frachtgüter sowie ihre Herkunfts- und 
Zielflugplätze im grenzüberschreitenden 
Verkehr;". 

2. § 7 Abs. 1 Nr. 2 wird wie folgt gefaßt: 

„2. die Angaben nach § 5 Abs. 1 Nr. 2 monat- 
lich und nach § 5 Abs. 2 jährlich der für die 
Aufsicht über den Flugplatz zuständigen Be- 
hörde." 


Artikel 13 
unverändert 


Artikel 14 Artikel 14 

Hypothekenbankgesetz unverändert 

Das Hypothekenbankgesetz in der im Bundes- 
gesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 7628 — 1, 
veröffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt ge- 
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ändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 11. März 
1974 (BGBl. I S. 671), wird wie folgt geändert: 

In § 23 Abs, 1 werden die Worte „den Gesamtbe- 
trag der Hypothekenpfandbriefe" durch die Worte 
„den nach Zinstypen aufgegliederten Gesamtbetrag 
der Hypothekenpfandbriefe" ersetzt. 

Artikel 15 

Schiffsbankgesetz 

Das Schiffsbankgesetz in der im Bundesgesetz- 
blatt Teil III, Gliederungsnummer 7628 — 2, ver- 
öffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert 
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 11, März 1974 
(BGBl, I S. 671), wird wie folgt geändert: 

In § 21 Abs. 1 werden die Worte „den Gesamtbe- 
trag der Schiffspfandbriefe" durch die Worte „den 
nach Zinstypen aufgegliederten Gesamtbetrag der 
Schiffspfandbriefe" ersetzt. 


Artikel 16 

Gesetz über die Pfandbriefe und verwandten Sdiuld- 
verscbreibungen öffentlicb-recbtlicber 
Kreditanstalten 

Das Gesetz über die Pfandbriefe und verwandten 
Schuldverschreibungen öffentlich-rechtlicher Kredit- 
anstalten in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Glie- 
derungsnummer 4135 — 1, veröffentlichten bereinig- 
ten Fassung, geändert durch Gesetz vom 11. März 
1974 (BGBl. I S, 669), wird wie folgt geändert: 

In § 7 Abs. 1 werden die Worte „den Gesamtbetrag 
der Pfandbriefe" durch die Worte „den nach Zins- 
typen aufgegliederten Gesamtbetrag der Pfandbrie- 
fe" ersetzt. 


Artikel 17 

Gesetz über die Durchführung von Statistiken auf 
dem Gebiet der Sozialhilfe, der Kriegsopferfürsorge 
und der Jugendhilfe 

Das Gesetz über die Durchführung von Statisti- 
ken auf dem Gebiet der Sozialhilfe, der Kriegs- 
opferfürsorge und der Jugendhilfe, in der im Bun- 
desgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 2170-3, 
veröffentlichten bereinigten Fassung, wird wie folgt 
geändert: 

1. In § 1 Abs. 1 werden die Worte „wird je eine 
Jahresstatistik als Bundesstatistik" durch die 
Worte „werden statistische Erhebungen als Bun- 
desstatistik" ersetzt. 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 


Artikel 15 
unverändert 


Artikel 16 
unverändert 


Artikel 17 

Gesetz über die Durchführung von Statistiken auf 
dem Gebiet der Sozialhilfe, der Kriegsopferfürsorge 
und der Jugendhilfe 

Das Gesetz über die Durchführung von Statisti- 
ken auf dem Gebiet der Sozialhilfe, der Kriegs- 
opferfürsorge und der Jugendhilfe, in der im Bun- 
desgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 2170-3, 
veröffentlichten bereinigten Fassung, wird wie folgt 
geändert: 

1. unverändert 
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2. § 2 erhält folgende Fassung: 

„§ 2 

In der Statistik der Sozialhilfe werden im Be- 
richtsjahr bei der Hilfe in und außerhalb von 
Anstalten, Heimen oder gleichartigen Einrichtun- 
gen erfragt 

1. jährlich die Aufwendungen und bis 1980 die 
Zahl der Empfänger der Hilfe, jeweils auf ge- 
gliedert nach Empfängergruppen und Hilfe- 
arten, ab 1981 die Zahl der Empfänger der 
Hilfe, jährlich abwechselnd repräsentativ mit 
einem Auswahlsatz von 20 v. H. oder total, 
jeweils aufgegliedert nach Empfängergruppen 
und Hilfearten, 

2. jährlich die Einnahmen, auf gegliedert nach 
Einnahmearten." 

3. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) Das Wort „Jahresstatistik" wird ersetzt durch 
das Wort „Statistik". 

b) Nach den Worten „Kriegsopferfürsorge wer- 
den" wird das Wort „jährlich" eingefügt. 

c) Nummer 2 erhält folgende Fassung; 

„2. die Einnahmen im Berichtsjahr, auf ge- 
gliedert nach Einnahmearten." 

4. § 4 erhält folgende Fassung: 

„§ 4 

In der Statistik der Jugendhilfe werden er- 
fragt 

1. bei erzieherischen Einzelhilfen jährlich 

a) außerhalb von Heimen oder sonstigen 
Einrichtungen die Zahl der Empfänger der 
Hilfe und die Aufwendungen im Berichts- 
jahr auf gegliedert nach Empfängergrup- 
pen und Hilfearten, 

b) in Heimen oder sonstigen Einrichtungen 
die Zahl der Empfänger der Hilfe und die 
Aufwendungen im Berichtsjahr, auf geglie- 
dert nach Empfängergruppen, Hilfearten, 
Einrichtungsarten und Träger gruppen; 

2. bei Gruppen- und Pauschalhilfen jährlich 
die Aufwendungen im Berichtsjahr, auf geglie- 
dert nach Hilfearten und Trägergruppen, 

3. bei Hilfen in Nummern 1 und 2 jährlich die 
Einnahmen im Berichtsjahr, auf gegliedert 
nach Einnahmearten; 

4. jährlich, ab 1980 alle zwei Jahre, der Bestand 
an Heimen und sonstigen baulichen Einrich- 
tungen im Berichtsjahr, aufgegliedert nach 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 

2. unverändert 


3. unverändert 


4. § 4 erhält folgende Fassung: 

»§ 4 

In der Statistik der Jugendhilfe werden er- 
fragt 

1. bei erzieherischen Einzelhilfen jährlich 

a) unverändert 

b) unverändert 

2. unverändert 

3. unverändert 

4. jährlich, ab 1981 alle vier Jahre, der Bestand 
an Heimen und sonstigen baulichen Einrich- 
tungen im Berichtsjahr, auf gegliedert nach 
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Einrichtungsarten, Trägergruppen und verfüg- 
baren Plätzen; 

5. alle zwei Jahre, beginnend 1980, die von den 
Trägern der öffentlichen und der freien Ju- 
gendhilfe gewährten Hilfen im Bereich der 
Jugendarbeit einsdil. der internationalen Ju- 
gendarbeit, aufgegliedert nach Empfänger- 
gruppen und Hilfearten, sowie die entspre- 
chenden Aufwendungen; 

6. jährlich, beginnend 1980, die in der Jugend- 
hilfe tätigen Personen nach Alter, Geschlecht 
und Berufsausbildungsabschluß sowie jedes 
zweite Jahr, beginnend 1981, zusätzlich nach 
Stellung im Beruf, Art der Beschäftigung und 
Arbeitsbereich sowie nach Art des Trägers 
und Art der Einrichtung. " 

5. In § 5 Abs. 1 Nr. 3 werden nach dem Wort „Ju- 
gendwohlfahrtsbehörden" die Worte „sowie die 
Träger der freien Jugendhilfe und die privat- 
gewerblichen Träger" angefügt. 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 

Einrichtungsarten, Trägergruppen und verfüg- 
baren Plätzen; 

5. alle vier Jahre, beginnend 1981, die von den 
Trägern der öffentlichen und der freien Ju- 
gendhilfe gewährten Hilfen im Bereich der 
Jugendarbeit einschl. der internationalen Ju- 
gendarbeit, aufgegliedert nach Empfänger- 
gruppen und Hilfearten, sowie die entspre- 
chenden Aufwendungen; 

6. jährlich, beginnend 1981, die in der Jugend- 
hilfe tätigen Personen nach Alter, Geschlecht 
und Berufsausbildungsab Schluß sowie jedes 
vierte Jahr, beginnend 1982, zusätzlich nach 
Stellung im Beruf, Art der Beschäftigung und 
Arbeitsbereich sowie nach Art des Trägers 
und Art der Einrichtung." 

5. unverändert 


Artikel 17 a 

Gesetz zur Sicherung der Eingliederung 
Schwerbehinderter in Arbeit, Beruf und Gesellschaft 

§ 51 des Gesetzes zur Sicherung der Eingliederung 
Schwerbehinderter in Arbeit, Beruf und Gesellschaft 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. April 
1974 (BGBl. I S. 1005), zuletzt geändert durch Ar- 
tikel 2 des Gesetzes vom 14. Juni 1976 (BGBl. I 
S. 1481), erhält folgende Fassung: 

„§ 51 
Statistik 

(1) über die Behinderten wird alle zwei Jahre, 
erstmals zum 31. Dezember 1979, über die Durch- 
führung von Maßnahmen zur Rehabilitation jährlich 
eine Bundesstatistik durchgeführt. Sie umfaßt fol- 
gende Tatbestände: 

1. die Zahl der Behinderten, 

2. persönliche Merkmale der Behinderten, wie 
Alter, Geschlecht, Staatsangehörigkeit, Wohnort, 

3. Stellung der Behinderten im Erwerbsleben und 
Beruf, 

4. Art und Ursache der Behinderung einschließlich 
des Grades einer auf ihr beruhenden Minderung 
der Erwerbsfähigkeit. 

(2) Auskunftspflichtig sind die für die Durchfüh- 
rung des § 3 zuständigen Stellen." 
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Artikel 18 

Gesetz über die Finanzstatistik 

Das Gesetz über die Finanzstatistik in der im 
Bundesgesetzblatt Teil III, Gliedeningsnummer 
600-3, veröffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 12. Juli 1973 (BGBl. I 
S. 773), wird wie folgt geändert: 

1. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Nr. 6 erhält folgende Fassung: 


„6. der sonstigen juristischen Personen des 
öffentlichen oder privaten Rechts, die auf 
Dauer überwiegend aus Zuwendungen 
von anderen in diesem Absatz bezeichne- 
ten juristischen Personen oder den Euro- 
päischen Gemeinschaften finanziert wer- 
den, sofern die Zuwendungen den Betrag 
von fünfzigtausend Deutsche Mark jähr- 
lich übersteigen,". 


b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 


aa) Nummer 6 wird wie folgt gefaßt: 

„6. das Personal der in Absatz 1 Nr. 1 
bis 6 bezeichneten juristischen Perso- 
nen mit Ausnahme der Betriebskran- 
kenkassen privater Unternehmen, 
der in Absatz 1 Nr. 7 bezeichneten 
Einrichtungen und Unternehmen und 
die Empfänger von Versorgungsbe- 
zügen nach beamtenrechtlichen Vor- 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 

Artikel 18*) 

Gesetz über die Finanzstatistik 

Das Gesetz über die Finanzstatistik in der im 
Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 
600-3, veröffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 12. Juli 1973 (BGBl. I 
S. 773), wird wie folgt geändert: 

1. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Nummer 6 erhält folgende Fassung: 

6. unverändert 


•)bb) In der Nummer 7 wird der Punkt am 
Ende des Halbsatzes durch einen Bei- 
strich ersetzt und danach folgender 
Halbsatz angefügt: 

„soweit nicht Nummer 8 Anwendung 
findet." 

*) cc) Folgende Nummer 8 wird angefügt: 

„8, der Krankenhäuser mit kaufmänni- 
scher doppelter Buchführung, wenn 
eine oder mehrere der in Num- 
mer 2 bis 4 genannten juristischen 
Personen Träger oder mit mehr als 
50 vom Hundert des Nennkapitals 
beteiligt sind." 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

*) aa) In den Nummern 1 und 5 werden je- 
weils hinter dem Wort „Personen" die 
Worte „und der in Absatz 1 Nr. 8 be- 
zeichneten Krankenhäuser" eingefügt. 

*)bb) Nummer 6 erhält folgende Fassung: 

„6. das Personal der in Absatz 1 Nr. 1 
bis 6 bezeichneten juristischen 
Personen mit Ausnahme der Be- 
triebskrankenkassen privater Un- 
ternehmen, der in Absatz 1 Nr. 7 
und 8 bezeichneten Einrichtungen, 
Unternehmen und Krankenhäuser 
und die Empfänger von Versor- 

*) Durch die Beschlüsse des Ausschusses zu Artikel 18 
wird Artikel 1 des Entwurfs eines Zweiten Gesetzes 
zur Änderung des Gesetzes über die Finanzstatistik 
- Drucksache 8/3054 — in diesen Gesetzentwurf unver- 
ändert übernommen. 
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Schriften der in Absatz 1 Nr. 1 bis 5 
bezeichneten juristischen Personen 
mit Ausnahme der Betriebskranken- 
kassen privater Unternehmen;". 


bb) In Nummer 7 wird der Punkt nach dem 
Wort „Unternehmen" gestrichen und wer- 
den die Worte „mit Ausnahme der Unter- 
nehmen mit einer Bilanzsumme unter 
fünf Millionen Deutsche Mark, bei Was- 
serwerken unter zwei Millionen Deutsche 
Mark;" angefügt. 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 

gungsbezügen nach beamtenrecht- 
lichen Vorschriften der in Absatz 1 
Nr. 1 bis 5 bezeichneten juristi- 
schen Personen mit Ausnahme der 
Betriebskrankenkassen privater 
Unternehmen sowie der in Ab- 
satz 1 Nr. 8 bezeichneten Kran- 
kenhäuser;". 

cc) In Nummer 7 wird der Punkt nach dem 
Wort „Unternehmen" gestrichen und 
werden die Worte „mit Ausnahme der 
Unternehmen mit einer Bilanzsumme 
unter fünf Millionen Deutsche Mark, 
bei Wasserwerken unter zwei Millio- 
nen Deutsche Mark;" angefügt. 


2. § 3 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 


a) Nummer 2 erhält folgende Fassung: 

„2. vierteljährlich die Ist-Ausgaben und Ist- 
Einnahmen des Bundes, der Länder sowie 
der Gemeinden und Gemeinde verbände 
auf der Grundlage der Gruppierung nach 
Ausgabe- und Einnahmearten;". 

b) Nummer 3 wird gestrichen; die bisherigen 
Nummern 4, 5 und 6 werden. Nummern 3, 4 
und 5 und Nummer 5 wird wie folgt gefaßt: 

„5. jährlich für den fünfjährigen Planungs- 
zeitraum die Ausgaben und Einnahmen 
nadi den Finanzplanungen der in § 2 
Abs. 1 Nr. 1 bis 3 bezeichneten juristi- 
schen Personen auf der Grundlage der 
Gruppierung nach Ausgabe- und Ein- 
nahmearten und für das zweite Planungs- 
jahr in der Gliederung nach Aufgaben- 
gebieten." 


2. § 3 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) ln Nummer 1 wird folgender Buchstabe d 
angefügt: 

*) „d) die Ausgaben und Einnahmen der in 
§ 2 Abs. 1 Nr. 8 bezeichneten Kranken- 
häuser auf der Grundlage der im Rah- 
men der kaufmännischen Buchführung 
eingerichteten Konten und sonstiger 
Buchungsaufzeichnungen;" . 

b) Nummer 2 erhält folgende Fassung: 

2. unverändert 


c) Nummer 3 wird gestrichen; die bisherigen 
Nummern 4, 5 und 6 werden Nummern 3, 4 
und 5 und Nummer 5 wird wie folgt gefaßt: 

5. unverändert 


3. Nach § 3 a wird folgender § 3 b eingefügt: 3. unverändert 

„§ 3 b 

Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundes- 
rates 

1. die in § 2 Abs. 1 Nr. 6 genannte Erfassungs- 
grenze anzuheben, wenn dies für die Gewin- 
nung zuverlässiger Ergebnisse ausreicht, 


*) siehe Fußnote Seite 26 
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2 . bei den Statistiken über Ausgaben und Ein- 
nahmen (§ 2 Abs. 2 Nr. 1) von der Erfassung 
der Haushaltsansätze (§ 3 Abs. 1 Nr. 4) abzu- 
sehen, wenn die Erfassung der Ausgaben und 
Einnahmen nach den Finanzplanungen (§ 3 
Abs. 1 Nr. 5) zu ausreichenden Ergebnissen 
führt." 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 


4. In § 4 wird Nummer 5 gestrichen und der Strich- 4 . unverändert 
punkt in Nummer 4 durch einen Punkt ersetzt. 


5. § 6 Nr. 3 erhält folgende Fassung: 5. § 6 wird wie folgt geändert; 

♦)a) In Nummern 1 und 2 werden jeweils hinter 
dem Wort „Personen" die Worte „und der 
in § 2 Abs. 1 Nr. 8 bezeichneten Kranken- 
häuser" eingefügt. 

b) Nummer 3 erhält folgende Fassung: 


„3. den Stand der Schulden des Bundes, der Län- 
der, der Gemeinden und Gemeindeverbände 
am Ende eines jeden Vierteljahres." 

6 . § 7 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Nummer 1 erhält folgende Fassung: 

„1. den Personalstand der in § 2 Abs. 1 
Nr. 1 bis 6 bezeichneten juristischen 
Personen mit Ausnahme der Betriebs- 
krankenkassen privater Unterneh- 
men, der in § 2 Abs. 1 Nr. 7 be- 
zeichneten Einrichtungen und Unter- 
nehmen nach dem Stand vom 30. Juni 


a) in jedem Jahr gegliedert nach den 
Dienstverhältniss en ; 

b) in jedem dritten Jahr zusätzlich 
gegliedert nach Aufgabenberei- 
chen, Geschlecht, Laufbahngrup- 
pen, Einstufungen und nach Grup- 
pen von Berufen; 

c) in jedem neunten Jahr zusätzlich 
gegliedert nach Altersgruppen;". 

bb) In Nummer 2 erhält der 1. Halbsatz fol- 
gende Fassung: 

„ 2 . die Empfänger von Versorgungsbe- 
zügen nach beamtenrechtlichen Vor- 
schriften der in § 2 Nr. 1 bis 5 be- 
zeichneten juristischen Personen mit 
Ausnahme der Betriebskrankenkas- 
sen privater Unternehmen nach dem 
Stand vom 1. Februar". 


3. unverändert 


6 . § 7 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Nummer 1 erhält folgende Fassung: 

*) „1. den Personalstand der in § 2 Abs. 1 
Nr. 1 bis 6 bezeichneten juristi- 
schen Personen mit Ausnahme der 
Betriebskrankenkassen privater 
Unternehmen, der in § 2 Abs. 1 
Nr. 7 bezeichneten Einrichtungen 
und Unternehmen sowie der in § 2 
Abs. 1 Nr. 8 bezeichneten Kran- 
kenhäuser nach dem Stand vom 
30. Juni 

a) unverändert 

b) unverändert 


c) unverändert 

bb) In Nummer 2 erhält der erste Halbsatz 
folgende Fassung: 

*) „2. die Empfänger von Versorgungs- 
bezügen nach beamtenrechtlichen 
Vorschriften der in § 2 Abs. 1 
Nr. 1 bis 5 bezeichneten juristi- 
schen Personen mit Ausnahme der 
Betriebskrankenkassen privater 
Unternehmen sowie der in § 2 
Abs. 1 Nr. 8 bezeichneten Kran- 


*) siehe Fußnote Seite 26 
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cc) In Nummer 3 wird das Wort „dritten“ 
durch das Wort „sechsten“ ersetzt. 


b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) Die Worte „Körperschaften und sonsti- 
gen" werden gestrichen. 

bb) Folgender Satz 2 wird angefügt: 

„Abweichend von Absatz 1 Nr. 1 Buch- 
stabe b wird der Personalstand bei den 
in § 2 Abs. 1 Nr. 7 genannten wirtschaft- 
lichen Unternehmen, die in rechtlich 
selbständiger Form geführt werden, nach 
Aufgabenbereichen, Geschlecht und Lauf- 
bahngruppen gegliedert." 

Artikel 19 

Gesetz über Steuerstatistiken 

Das Gesetz über Steuerstatistiken vom 6. Dezem- 
ber 1966 (BGBl. I S. 665), zuletzt geändert durch 
Artikel 160 des Einführungsgesetzes zum Strafge- 
setzbuch vom 2. März 1974 (BGBl. I S, 469), wird wie 
folgt geändert: 

1. In § 1 Abs. 1 wird die Nummer 7 gestrichen; die 

bisherige Nummer 8 wird Nummer 7. 

2. § 2 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 1 wird die Verweisung „(§ 1 
Nr. 1)" durch die Verweisung „(§ 1 Abs. 1 
Nr. 1)" ersetzt. 

b) In Nummer 2 wird die Verweisung „(§ 1 
Nr. .2 bis 4)" durch die Verweisung „(§ 1 
Abs. 1 Nr. 2 bis 4)" ersetzt. 

c) In Nummer 3 wird die Verweisung „(§ 1 
Nr. 5)" durch die Verweisung „(§ 1 Abs. 1 
Nr, 5)" ersetzt. 

d) In Nummer 4 wird die Verweisung „(§ 1 
Nr. 6)" durch die Verweisung „(§ 1 Abs. 1 
Nr. 6)" ersetzt. 

e) Nummer 5 wird gestrichen. 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 

kenhäuser nach dem Stand vom 
1. Februar". 

cc) Nummer 3 erhält folgende Fassung: 

*) „3. die Personalzugänge und -abgänge 
bei Bund, Ländern, Gemeinden mit 
3 000 und mehr Einwohnern und 
der Gemeindeverbände sowie der 
in § 2 Abs. 1 Nr. 8 bezeichneten 
Krankenhäuser in jedem sechsten 
Jahr für den Zeitraum vom 1. Juli 
eines Jahres bis zum 30. Juni des 
folgenden Jahres nach Geschlecht, 
Dienstverhältnis, Laufbahngruppen 
sowie nach ausgewählten Gründen 
des Personalwechsels." 

b) unverändert 


Artikel 19 
unverändert 


*) siehe Fußnote Seite 26 
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f) Die bisherige Nummer 6 wird Nummer 5 und 
erhält folgende Fassung: 

„5. die Erbsdiaftsteuerstatistik (§ 1 Abs. 1 
Nr. 7) für das Jahr 1978 zugleich für die 
vorhergehenden fünf Jahre". 


3. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 1 wird die Verweisung „(§ 1 
Nr. 1)" durch die Verweisung „(§ 1 Abs. 1 
Nr. 1)" ersetzt. 

b) In Nummer 2 wird die Verweisung „(§ 1 
Nr. 2)" durch die Verweisung „(§ 1 Abs. 1 
Nr. 2)" ersetzt. 

c) In Nummer 3 wird die Verweisung „(§ 1 
Nr. 3 und 4)" durch die Verweisung „(§ 1 
Abs. 1 Nr. 3 und 4)" ersetzt. 

d) In Nummer 4 wird die Verweisung „(§ 1 
Nr. 5)" durch die Verweisung „(§ 1 Abs. 1 
Nr. 5) " ersetzt. 

e) In Nummer 5 wird die Verweisung „(§ 1 
Nr. 6)" durch die Verweisung „(§ 1 Abs. 1 
Nr. 6)" ersetzt. 

f) Die Nummern 6 und 7 werden gestrichen. 

g) Die bisherige Nummer 8 wird Nummer 6; die 
Verweisung „(§ 1 Nr. 8)" wird durch die Ver- 
weisung „(§ 1 Abs. 1 Nr. 7)" ersetzt. 


4. In § 4 werden die Worte „Industrie und Hand- 
werk sind besonders zu kennzeichnen" gestri- 
chen und der vor diesen Worten stehende Strich- 
punkt durch einen Punkt ersetzt. 


5. Nach § 5 wird folgender neuer § 5 a eingefügt: 

„§ 5 a 

Die Bundesfinanzbehörden sind berechtigt, die 
nach § 30 der Abgabenordnung geschützten Ver- 
hältnisse des Betroffenen dem Statistischen Bun- 
desamt mitzuteilen, soweit sie auf dem Gebiete 
der Verbrauchsteuern Geschäftsstatistiken oder 
-Übersichten erstellen und in Anwendung des 
§ 9 Abs. 1 Satz 2 des Gesetzes über die Statistik 
für Bundeszwecke dem Statistischen Bundesamt 
züleiten, das sie aufbereitet, auswertet und nach 
Zusammenfassung veröffentlicht. Das gleiche gilt, 
soweit die Bundesfinanzbehörden Geschäfts- 
statistiken oder -Übersichten auf dem Gebiete der 
Biersteuer den Statistischen Landesämtern zu- 
leiten." 


6. In § 6 werden nach dem Wort „Steuerstatistiken" 
die Worte „und der Geschäftsstatistiken oder 
-Übersichten nach § 5 a" ein gefügt. 
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Artikel 20 

Gesetz über die Lohnstatistik 

§ 5 Abs. 3 des Gesetzes über die Lohnstatistik in 
der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnum- 
mer 800 — 16, veröffentlichten bereinigten Fassung, 
geändert durch Gesetz vom 4. August 1971 
(BGBl. I S. 1217), erhält folgende Fassung: 

„(3) Die Statistik ist in halbjährlichen Abständen, 
jeweils für April und Oktober, bei den erfaßten 
Handwerkszweigen mit Ausnahme der handwerk- 
lichen Betriebe des Hoch-, Tief- und Ingenieurbaues 
in jährlichen Abständen, jeweils für Mai, durchzu- 
führen." 


rseschiüsse des 4. Ausschusses 

Artikel 20 

entfällt 


Artikel 21 

Gesetz über Umweltstatistiken 

Das Gesetz über Umweltstatistiken vom 15. Au- 
gust 1974 (BGBl. I S. 1938), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 18. August 1976 (BGBl. I S. 2194), wird 
wie folgt geändert: 


Artikel 21 

Gesetz über Umweltstatistiken 

Das Gesetz über Umweltstatistiken vom 15. Au- 
gust 1974 (BGBl. I S. 1938), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 18. August 1976 (BGBl. I S. 2194), wird 
wie folgt geändert: 


§ 3 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die Statistik erfaßt alle zwei Jahre, erst- 
mals für 1975 

1. Zahl der von der öffentlichen Äbfallbeseiti- 
gung erfaßten Einwohner, 

2. Angaben über das erfaßte Gebiet, 

3. Einsammeln und Befördern der Abfälle, 

4. Art und Menge der Abfälle, 

5. Art und Ort der Abfallbeseitigungsanlagen." 


1. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefaßt: 

aa) Nummer 2 erhält folgende Fassung: 

„2, der Abfallbeseitigung im Produzie- 
renden Gewerbe und in Kranken- 
häusern (§ 4),". 

bb) Nummer 4 wird wie folgt gefaßt: 

„4. der Wasserversorgung und der Ab- 
wasserbeseitigung im Bergbau und 
Verarbeitenden Gewerbe (§ 6),"* 

cc) Nummer 10 wird gestrichen. 

b) Die Absätze 3 und 4 werden gestrichen; Ab- 
sätze 5 und 6 werden Absätze 3 und 4. 

2. § 3 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die Statistik erfaßt alle zwei Jahre, das 

nächste Mal 1980 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. unverändert 

4. unverändert 

5. unverändert 
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3. § 4 wird wie folgt gefaßt: 

.§ 4 

Statistik der Abfallbeseitigung im 
Produzierenden Gewerbe und in Krankenhäusern 

(1) Die Statistik erfaßt alle zwei Jahre, das 
nächste Mal 1980, bei höchstens 80 000 Betrie- 
ben des Produzierenden Gewerbes und der Kran- 
kenhäuser Art, Menge und Beseitigung von Ab- 
fällen. 

(2) Auskunftspflichtig sind die Inhaber oder 
Leiter der Unternehmen, zu denen die in Absatz 1 
genannten Betriebe gehören, die Leiter dieser Be- 
triebe und Dritte, deren sich die Inhaber oder 
Leiter der Unternehmen oder Betriebe bedienen, 
ferner die Träger der Krankenhäuser." 

4. § 6 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift erhält folgende Fassung: 

„Statistik der Wasserversorgung und Abwas- 
serbeseitigung im Bergbau und Verarbeiten- 
den Gewerbe". 

b) In Absatz 1 wird der Eingangssatz wie folgt 
gefaßt: 

„Die Statistik erfaßt bei höchstens 70 000 Be- 
trieben des Bergbaus und Verarbeitenden Ge- 
werbes alle zwei Jahre, das nächste Mal 
1979,". 

c) In Absatz 3 sind nach dem Wort „Unterneh- 
men" die Worte „und die Leiter der Betriebe" 
einzufügen. 

5. In § 11 Abs. 2 Satz 2 werden vor den Worten „zu 
erteilen" die Worte „ , im Baugewerbe nur für 
Unternehmen," eingefügt. 

6. § 12 wird gestrichen. 

7. In § 14 Abs. 1 werden nach dem Wort „zugelas- 
sen" die Worte die Weiterleitung von Einzel- 
angaben aus den Statistiken nach §§ 3, 5 und 7 
an die genannten obersten Bundes- und Landes- 
behörden oder die von ihnen bestimmten Stellen 
ist unbeschränkt zugelassen" eingefügt. 

8. § 15 wird wie folgt geändert: 

a) In der Überschrift werden folgende Worte 
„ , Änderung des Kreises der Auskunftspflich- 
tigen, Einschränkung der Merkmalskataloge" 
angefügt. 
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3. Dem § 15 werden folgende Nummern 3 und 4 b) Folgende Nummern 3 und 4 werden angefügt: 
angefügt: 

,i3. den Kreis der Auskunftspflichtigen einzu- 3. unverändert 

schränken und die Erhebungen auf bestimm- 
te Wirtschaftsbereiche zu beschränken, so- 
weit dies zur Erzielung zuverlässiger Er- 
gebnisse ausreicht, 

4. daß die Statistiken nach den §§ 3, 4 und 4. unverändert 

6 zum Zwecke der Arbeitserleichterung ab- 
wechselnd mit vollem oder gekürztem Merk- 
malskatalog durchgeführt werden." 


Artikel 22 Artikel 22 

Außenhandelslatistik-Durchführungsverordnung unverändert 

Die Verordnung zur Durchführung des Gesetzes 
über die Statistik des grenzüberschreitenden Wa- 
renverkehrs in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 14. Juli 1977 (BGBL I S. 1281) wird wie folgt 
geändert; 

1. In der Überschrift wird das Wort „Außenhan- 
delsstatistik" in der Klammer durch die Bezeich- 
nung „ Außenhandelsstatistik-Durchführungsver- 
ordnung" ersetzt. 


2. § 4 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Absatz 6 wird folgender Absatz 7 ein- 
gefügt: 

„(7) Beistellungen bei der Einfuhr zur aktiven 
Veredelung und bei der Ausfuhr nach aktiver 
Veredelung sind als solche zu kennzeich- 
nen. 

b) Absatz 10 wird gestrichen. 

c) Die bisherigen Absätze 7) 8 und 9 werden 
Absätze 8, 9 und 10. 


3,^ ln § 29 Nr. 1 Buchstabe a und § 30 Abs. 1 Nr. 13 
Buchstabe b wird das Wort „dreihundert" durch 
das Wort „fünfhundert" ersetzt. 


4. In § 30 Abs. 1 Nr. 2 wird das Wort „dreihundert" 
durch das Wort „fünfhundert" und das Wort 
„fünfzig" durch das Wort „einhundert" ersetzt. 


5. Abschnitt I — Einfuhr, Ausfuhr, Durchfuhr — 
der Anlage zu § 31 (Befreitmgsliste) wird wie 
folgt geändert: 

a) In Nummer 1 Buchstabe a und in Nummer 7 
Buchstabe a wird jeweils das Wort „dreihun- 
dert" durch das Wort „fünfhundert" ersetzt-, 
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b) In Nummer 1 Buchstabe b wird das Wort 
„fünfzig" durch das Wort „einhundert" er- 
setzt. 


Artikel 23 

Verordnung über eiue EisenbahnstaÜstik 

Die Verordnung über eine Eisenbahnstatistik vom 
8, August 1965 (BGBl. I S. 749) wird wie folgt ge- 
ändert: 

1. In § 1 erhält Nummer 2 folgende Fassung: 

„2. eine Statistik der Bahnbetriebsunfälle," 


Artikel 23 
unverändert 


2. § 4 erhält folgende Fassung: 

.§ 4 

Die Statistik der Bahnbetriebsunfälle erfaßt die 
Bahnbetriebsunfälle nach Art der Unfälle so- 
wie die Zähl der verletzten oder getöteten Per- 
sonen.“ 


3. § 5 Nr. 1 erhält folgende Fassung: 

„1. im Personenverkehr die beförderten Perso- 
nen imd die Personenkilometer nach Art der 
Fahrausweise;". 


4. § 7 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 2 erhält folgende Fassung: 

„2. die Angaben für die Statistik der Bahn- 
betriebsunfälle monatlich auf amtlichen 
Erhebungsvordrucken,". 

b) Nummer 4 erhält folgende Fassung: 

„4. die Angaben für den Güterverkehr nach 
§ 5 Nr. 2 Buchstaben a bis d monatlich 
und nach § 5 Nr. 2 Buchstaben e und f 
jährlich mit Sammelmeldung, Lochkarten 
oder Magnetbändern." 


Artikel 24 
Essigsäureordnung 

Die Anlage 3 der Gnmdbestimmungen zum Ge- 
setz über das Branntweinmonopol — die Essigsäu- 
reordnung — in der im Bundesgesetzblatt Teil III, 
Gliederungsnummer Anlage 3 zu 612-7-1, veröffent- 
lichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch 
§ 7 Nr. 5 der Verordnimg vom 3. Dezember 1974 
(BGBL I S. 3377), wird wie folgt geändert: 


Artikel 24 
Essigsäureordnung 

Die Anlage 3 der Grundbestimmungen zum Gesetz 
über das Branntweinmonopol — die Essigsäureord- 
nung — in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Glie- 
derungsnummer Anlage 3 zu 612-7-1, veröffentlich- 
ten bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch 
§ 5 Nr, 5 der Verordnung vom U. Januar 1979 
(BGBl. I S. 7^) wird wie folgt geändert: 
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1. § 72 erhält folgende Fassung; 

.§ 72 

Die Hauptzollämter legen für jedes Betriebs- 
jahr bis zum 15. November den Oberfinanzdirek- 
tionen, diese bis zum 1. Dezember dem Bundes- 
ministerium der Finanzen eine Nachweisung nach 
amtlichem Muster über den Verkehr mit Essig- 
säure in ihrem Bezirk vor." 

2. §§73 und 74 werden gestrichen. 

A r t i k e 1 25 

Verordnung zur Durchführung des Gesetzes 
über die Preisstatistik 

Die Verordnung zur Durchführung des Gesetzes 
über die Preisstatistik vom 29. Mai 1959 (BAnz. 
Nr. 104 vom 4. Juni 1959), zuletzt geändert durch 
Verordnung vom 9. März 1964 (BAnz. Nr. 51 vom 
13. März 1964), wird wie folgt geändert; 

1. In § 1 Abs. 2 werden die Worte „Großhandels- 
und Verbraucherpreise" durch das Wort „Groß- 
handelspreise" ersetzt. 

2. § 2 Abs. 3 wird wielolgt gefaßt: 

„(3) Die Statistik nach § 2 Nr. 2 des Gesetzes 
wird hinsichtlich der Preise für Bauleistungen 
vierteljährlich, hinsichtlich der Preise für Lei- 
stungen des Gastgewerbes, soweit die Erhebun- 
gen für regionale Preisvergleiche bestimmt sind, 
in Zeitabständen von drei Jahren durchgeführt." 

Artikel 26 

Rückkehr zum einheitlidien Verordnungsrang 

Die auf den Artikeln 22 bis 25 beruhenden Teile 
der dort geänderten Rechtsverordnungen treten au- 
ßer Kraft, wenn auf Grund der jeweils einschlägigen 
Ermächtigung durch Rechtsverordnung eine abwei- 
chende Regelung für die betreffenden Statistiken 
oder Erhebungen getroffen wird, soweit diese für 
die Gewinnung zuverlässiger statistischer Ergeb- 
nisse erforderlich ist oder einer weitergehenden 
Vereinfachung dient. 


Artikel 27 

Neufassung der betroffenen Gesetze und 
Reditsverordnungen 

(1) Der jeweils zuständige Bündesminister kann 
den Wortlaut des durch einen Artikel dieses Ge- 
setzes geänderten Gesetzes in der vom L Januar 


Beschlüsse des 4, Ausschusses 
1 . unverändert 


2. unverändert 

Artikel 25 
unverändert 


Artikel 26 

Rückkehr zum einheitlichen Verordnungsrang 

Die auf den Artikeln 22 bis 25 beruhenden Teile 
der dort geänderten Rechtsverordnungen können 
auf Grund der jeweils einschlägigen Ermächtigung 
durch Rechts Verordnung geändert werden, wenn die 
Änderung für die Gewinnung zuverlässiger statisti- 
scher Ergebnisse erforderlich ist oder einer weiter- 
gehenden Vereinfachung dient. 


Artikel 27 

Neufassung der betroffenen Gesetze und 
Rechtsverordnungen 

(1) Der jeweils zuständige Bundesminister kann 
den Wortlaut des durch einen Artikel dieses Ge- 
setzes geänderten Gesetzes in der vom Tage nach 
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1979 an geltenden Fassung im Bundesgesetzblatt be- 
kanntmachen. 

(2) Für die durch Artikel 22 bis 25 geänderten 
Rechtsverordnungen gilt Absatz 1 entsprechend. 

Artikel 28 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes auch im Land Ber- 
lin. 

Artikel 29 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1979 in Kraft. 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 

der Verkündung an geltenden Fassung im Bundes- 
gesetzblatt bekanntmachen. 

(2) unverändert 

Artikel 28 
unverändert 


Artikel 29 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung 
in Kraft. 
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Bericht der Abgeordneten Broll und Dr. Wernitz 


I. Allgemeines 

Der Entwurf des Statistikbereinigungsgesetzes ist 
vom Deutschen Bundestag in seiner 138. Sitzung 
am 15. Februar 1979 beraten und an den Innenaus- 
schuß (federführend) sowie an die Ausschüsse für 
Wirtschaft, für Arbeit und Sozialordnung, für Bil- 
dung und Wissenschaft und an den Haushalts- 
ausschuß (mitberatend) überwiesen worden. Der Fi- 
nanzausschuß, die Ausschüsse für Jugend, Familie 
und Gesundheit, für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten sowie für Verkehr haben gutachtlich zum 
Gesetzentwurf Stellung genommen. Der Innenaus- 
schuß hat den Entwurf in seinen Sitzungen am 
7. März, 17. Oktober und abschließend am 14. No- 
bember 1979 beraten; seine Stellungnahme wurde 
in zwei Sitzungen der vom Innenausschuß einge- 
setzten Berichterstattergruppe Statistik vorbereitet, 
die eine Anhörung des Bundesbeauftragten sowie 
mehrerer Landesbeauftragter für den Datenschutz, 
von Vertretern der kommunalen Spitzenverbände, 
der Wirtschaft, Wissenschaft und Religionsgemein- 
schaften durchgeführt hat. 


II. Empfehlungen der beteiligten Ausschüsse 

1. Der Ausschuß für Wirtschaft hat in seiner Stel- 
lungnahme vom 17. Oktober 1979 die Auffas- 
sung der Bundesregierung in ihrer Gegenäuße- 
rung zur Stellungnahme des Bundesrates zum 
Verzicht auf die Durchführung von Betriebszen- 
sen, zur Notwendigkeit einer jährlichen Kosten- 
strukturstatistik und zum vierjährigen Turnus 
bei den Material- und Wareneingangserhebun- 
gen bestätigt, dagegen zur Frage der Unterneh- 
menszensen die Auffassung vertreten, daß zu- 
nächst die bei den Zensen 1980 und 1985 und 
der Arbeitsstättenzählung 1981 gewonnenen Er- 
fahrungen abgewartet werden sollten. Hierüber 
sollte dann die Bundesregierung berichten, da- 
mit dann die Frage der im Statistikbereini- 
gungsgesetz angeordneten Periodizität erneut 
geprüft werden könnte. Zur Frage der Erweite- 
rung der Geheimhaltungsvorschriften zugunsten 
der Wissenschaft hat der Ausschuß für Wirt- 
schaft die Auffassung vertreten, daß eine Lok- 
kerung der Geheimhaltungsvorschriften für 
Wirtschaftsstatistiken nicht in Frage kommen 
könne. 

Dem im Gesetzentwurf vorgesehenen Verzicht 
auf die besondere Kennzeichnung der Industrie- 
und Handwerksunternehmen in den Steuerstati- 
stiken (Artikel 19) stimmte der Ausschuß zu; er 
forderte jedoch die Bundesregierung auf, die 
Möglichkeiten einer Verbesserung der Kenn- 


zeichnung von Industrie und Handwerk durch 
die Finanzämter zu überprüfen und dem Aus- 
schuß über das Ergebnis zu berichten. 

2. Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung hat 
in seiner Stellungnahme vom 7. November 1979 
die von der Bundesregierung durchgeführte 
Überprüfung der Statistiken begrüßt und sich 
dafür ausgesprochen, daß die Statistiken im In- 
teresse einer schnelleren Anpassung an die sich 
ändernden politischen Anforderungen einer 
ständigen Überprüfung unterzogen werden soll- 
ten. Im einzelnen hat er sich der Auffassung 
der Bundesregierung in ihrer Gegenäußerung 
zur Freiwilligkeit der Fragen zur Gesundheit im 
Mikrozensus (Artikel 1 a), zu den Einschränkun- 
gen in den Personalstandsstatistiken sowie zur 
Beibehaltung der Periodizität bei den Verdienst- 
erhebungen angeschlossen. Auf die Statistik 
der Rehabilitationsmaßnahmen sollte nicht ver- 
zichtet und die Behindertenstatistik nur alle 
zwei Jahre durchgeführt werden (Artikel 17 a). 

3. Der Haushaltsausschuß hat sich in seiner Stel- 
lungnahme vom 9. Mai 1979 für die Annahme 
der Regierungsvorlage ausgesprochen. 

4. Nach Auffassung des Ausschusses für Bildung 
und Wissenschaft in seiner Stellungnahme vom 
12. Juni 1979 liegen die vorgeschlagenen Kür- 
zungen des Erhebungsprogrammes der Hoch- 
schulstatistik an der Grenze dessen, was ange- 
sichts der unabweisbaren Informationsbedürf- 
nisse, nicht zuletzt auch im Interesse eines op- 
timalen Einsatzes der öffentlichen Finanzmittel 
für die Hochschulen, unbedingt notwendig er- 
scheint. Weitergehende Streichungen und ein- 
schränkende Modifikationen der Erhebungsver- 
fahren oder der Periodizitäten für die Einzelsta- 
tistiken hält der Ausschuß für nicht vertretbar. 
Er hat sich ferner für eine flexible Programmge- 
staltung der Studentenverlaufsstatistik ausge- 
sprochen und die Notwendigkeit statistischer 
Angaben über den Anteil der Frauen an der 
Hochschullehrerschaft sowie über begonnene 
und abgeschlossene Promotionen und Habilita- 
tionen betont. Die Mehrheit des Ausschusses 
unterstützte überdies die Bemühungen der Bun- 
desregierung, Erhebungen über die Weiterbil- 
dungskurse der Hochschulen sowie die ver- 
gleichbaren Lehrveranstaltungen anderer Ein- 
richtungen, die einem Hochschulstudium ver- 
gleichbare Fernstudienlehrgänge oder Weiter- 
bildungskurse anbieten, durchzuführen. 

5. Die Ausschüsse für Verkehr, für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten sowie für Jugend, 
Familie und Gesundheit haben in ihren Stel- 


37 



Drucksache 8/3417 


Deutscher Bundestag — - 8. Wahlperiode 


lungnahmen vom 26. September 1979, 30. Mai 
1979 und 14. März 1979 empfohlen, die Artikel 9 
bis 13, Artikel 3 bis 5 und die Artikel 1, 1 a, 17 
und 17 a des Regierungs entwurfs in der Fassung 
der Gegenäußerung zu billigen. 

6. Der Finanzausschuß hat in seiner Stellungnah- 
me vom 30. Mai 1979 die Bemühungen der Bun- 
desregierung um Einschränkung der Bundessta- 
titstik grundsätzlich begrüßt, jedoch festgestellt, 
daß die bestehenden Steuerstatistiken Lücken 
aufweisen. Deshalb sollte ab 1981 wieder eine 
Gewerbesteuerstatistik als eine vom Bundesamt 
für Finanzen aufzubereitende Geschäftsstatistik 
sowie alle zehn Jahre eine Erbschaft- und 
Schenkungsteuerstatistik durchgeführt werden. 
Ferner sollte die besondere Kennzeichnung der 
Industrie- und Handwerksunternehmen in den 
Steuerstatistiken beibehalten und von einer 
Verlängerung der Periodizität der Biersteuersta- 
tistik von monatlich auf vierteljährlich abgese- 
hen werden. 

Der Abschaffung der Essigsäure-, Leuchtmittel-, 
Zündwaren- und Spielkartensteuerstatistik so- 
wie der Verlängerung der Periodizität der 
Schaumweinsteuerstatistik hat der Finanzaus- 
schuß zugestimmt. 


IIL Schwerpunkte der Beratungen im Innenausschuß 

1. Der Schwerpunkt der Beratungen im Innenaus- 
schuß lag auf den zwischen Bundesregierung 
und Bundesrat strittig gebliebenen Themen so- 
wie den weitergehenden Vorstellungen der 
kommunalen Spitzenverbände, der Vertreter 
von Wirtschaft und Wissenschaft sowie der be- 
teiligten Fachausschüsse des Deutschen Bundes- 
tages. Der Ausschuß hat dabei sein Verständnis 
für die Auffassung der durch die Kürzungen be- 
troffenen Interessenten zum Ausdruck ge- 
bracht. 

Andererseits hat er die Notwendigkeit einer 
Straffung der verschiedenen statistischen Erhe- 
bungsprogramme betont und das Bestreben der 
Bundesregierung unterstützt, zur Entlastung der 
Befragten Informationseinbußen in vertretba- 
rem Umfang vorzusehen. Daher hat sich der 
Ausschuß bei den Beratungen des Gesetzent- 
wurfs davon leiten lassen, die von der Bundes- 
regierung vorgeschlagenen Kürzungen mög- 
lichst nicht rückgängig zu machen und evtl, 
weitergehende Vorschläge, darunter die des 
Bundesrates, zu berücksichtigen. 

2. Der Ausschuß hat sich auch mit der Möglich- 
keit einer Einschränkung der von den Europäi- 
schen Gemeinschaften angeordneten Statistiken 
befaßt. Er unterstützt die Bitte des Bundesrates, 
wonach die Bundesregierung sich bei den Euro- 
päischen Gemeinschaften dafür einsetzen soll, 
daß EG-Normen grundsätzlich nur in Form von 
Richtlinien ergehen sollten; die Anordnung von 


EG-Statistiken durch Verordnungen der Euro- 
päischen Gemeinschaften beläßt dem nationalen 
Gesetzgeber keinen Spielraum mehr, um inner- 
staatlichen Besonderheiten Rechnung tragen zu 
können. 

3. In den Ausschußberatungen ist deutlich gewor- 
den, daß die mit dem Gesetzentwurf verfolgten 
Kürzungen im Programm der amtlichen Statistik 
ein erster Schritt zur wirksamen Entlastung von 
statistischen Auskunftsverpflichtungen und zur 
Straffung des statistischen Programms darstel- 
len. Sowohl die bestehenden wie auch die ge- 
planten Statistiken bedürfen einer ständigen 
kritischen Überprüfung. Um diese von der Bun- 
desregierung zu verfolgende Aufgabe kenntlich 
zu machen, hat sich der Ausschuß dafür ausge- 
sprochen, den Gesetzentwurf als Erstes Stati- 
stikbereinigungsgesetz zu bezeichnen. Er geht 
davon aus, daß die weiteren Bemühungen um 
Kürzungen im statistischen Programm zur Vor- 
lage eines weiteren Statistikbereinigungsgeset- 
zes führen werden. 


IV. Zu den Bestimmungen im einzelnen 

Der Ausschuß hat in der Mehrzahl der Fälle dem 
Regierungsentwurf in der Fassung der Gegenäuße- 
rung zugestimmt. Im folgenden soll daher nur auf 
die Punkte eingegangen werden, die zu einer Erör- 
terung im Ausschuß, insbesondere im Hinblick auf 
die Wünsche der angehörten Sachverständigen und 
der beteiligten Fachausschüsse geführt haben. 

Zu Artikel 1 (Statistik der Bevölkerungsbewegung) 

Zu dem vom Bundesrat vorgeschlagenen Verzicht 
auf den Nachweis der Kinder der Ehegatten bei 
Eheschließungen hat der Ausschuß die Auffassung 
vertreten, daß diese Angaben auch künftig erfaßt 
werden sollen, damit die für die Beobachtung von 
Veränderungen der Familiengrößen und -Strukturen 
erforderlichen Schätzungen über die Kinderzahlen 
der Ehen verbessert werden können. Den Wün- 
schen der Religionsgemeinschaften nach Übermitt- 
lung von Einzelangaben aus der Bevölkerungsstati- 
stik kann nach Ansicht des Ausschusses durch die 
Einführung einer sogenannten Veröffentlichungs- 
klausel entsprochen werden. In den Beratungen 
hierüber hat der Ausschuß die Auffassung vertre- 
ten, eine solche Regelung im Gesetz über die Sta- 
tistik der Bevölkerungsbewegung und die Fort- 
schreibung des Bevölkerungsstandes vorzusehen. 
Dagegen sollte nach Auffassung des Ausschusses 
die von den kommunalen Spitzenverbänden gefor- 
derte Übermittlung von Einzelangaben aus der Sta- 
tistik der Bevölkerungsbewegung an die Gemein- 
den im Rahmen des Entwurfs eines Melderechts- 
rahmengesetzes erörtert werden, da es sich hier in 
erster Linie nicht um ein statistisches Anliegen, 
sondern ein melderechtliches Problem handelt. 
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Zu Artikel 1 a (Mikrozensus) 

Der Ausschuß hat dem in der Gegenäußerung ent- 
haltenen Vorschlag der Bundesregierung, der auch 
vom Bundesbeauftragten für den Datenschutz so- 
wie vom Hessischen Landesbeauftragten für den 
Datenschutz unterstützt wird, entsprochen und die 
freiwillige Auskunftserteilung auf die Fragen zur 
Gesundheit im Rahmen des Mikrozensus empfoh- 
len. 


Zu Artikel 2 (Hochschulstatistik) 

In den Beratungen des Ausschusses haben die Er- 
örterungen über die weitergehenden Kürzungsvor- 
schläge des Bundesrates zur Hochschulstatistik so- 
wie die von der Bundesregierung im Gesetzentwurf 
vorgesehenen Rechtsverordnungsermächtigungen 
einen breiten Raum eingenommen. Dabei hat sich 
der Ausschuß dem Votum des Aussschusses für 
Bildung und Wissenschaft angeschlossen und die 
Auffassung vertreten, daß eine weitere Einschrän- 
kung der Hochschulstatistik insbesondere im Hin- 
blick auf die in diesem Bereich dem Bund oblie- 
genden Aufgaben nicht vertretbar erscheint. Kon- 
trovers erörtert wurde die Frage, ob im Gesetzent- 
wurf eine Rechtsverordnungsermächtigung vorge- 
sehen werden soll, nach der Teilnehmer an Weiter- 
bildungskursen der Hochschulen, einschließlich 
Einrichtungen für Fernstudienlehrgänge und Wei- 
terbildungskurse, die einem Hochschulstudium ver- 
gleichbar sind, erfaßt werden können. Während die 
Minderheit sich der Auffassung des Bundesrates 
anschloß, wonach zunächst die Entwicklung der 
neuen Studienmöglichkeiten „Weiterbildung und 
Fernstudium" abgewartet und eine Vorratsermäch- 
tigung hierfür im Gesetzentwurf nicht vorgesehen 
werden sollte, stimmte die Mehrheit des Ausschus- 
ses dem Votum des Ausschusses für Bildung und 
Wissenschaft zu, die Rechtsverordnungsermächti- 
gung im Gesetzentwurf zu belassen. Der Ausschuß 
begrüßte die Absicht der Bundesregierung, die Er- 
hebungen über diesen Bereich der Weiterbildung 
in ein methodisches Gesamtkonzept der Informa- 
tionsbeschaffung im Weiterbildungsbereich einzu- 
passen, um so Doppelerhebungen mit den auf län- 
derrechtlicher Basis und auf freiwilliger Grundlage 
bereits vorhandenen Statistiken zu vermeiden. Die 
konzeptionellen Vorarbeiten sollten baldmöglichst 
abgeschlossen werden. 

Zu den Artikeln 3 und 4 (Viehzählungen und Arbeits- 
kräfte in der Land- und Forst- 
wirtschaft) 

Dem von den kommunalen Spitzen verbänden vor- 
getragenen Anliegen, die in diesen Gesetzen ent- 
haltenen Stadtstaatenklauseln auch auf Städte mit 
500 000 und mehr Einwohnern auszudehnen, konnte 
der Ausschuß nicht zustimmen. Die für die Einfüh- 
rung von Stadtstaatenklauseln bestehenden Grün- 
de, insbesondere methodisch-technischer Art, tref- 
fen bei den Großstädten nicht zu. 


Zu Artikel 6 (Statistiken im Produzierenden 
Gewerbe) 

a) Einen breiten Raum nahmen in den Beratungen 
des Ausschusses die Vorschläge des Bundesra- 
tes zur Gestaltung der Statistiken im Produzie- 
renden Gewerbe ein. Die hierzu angehörten 
Sachverständigen haben unterschiedliche Auf- 
fassungen vertreten. Während die Spitzenver- 
bände der Wirtschaft sich gegen die Durchfüh- 
rung von Betriebszensen aussprachen, wurde 
deren Durchführung von einigen wirtschaftswis- 
senschaftlichen Instituten trotz der bestehenden 
methodischen Schwierigkeiten befürwortet. Der 
Ausschuß hat Verständnis für den Vorschlag 
der Länder gezeigt, die Angaben aus den Be- 
triebszensen u. a. für die Zwecke der volkswirt- 
schaftlichen Gesamtrechnungen der Länder be- 
nötigen. Andererseits konnte er sich den vom 
Wirtschaftsausschuß vorgetragenen Bedenken, 
wonach eine direkte Erfassung der für die Er- 
mittlung von Nettoproduktionswerten notwen- 
digen unternehmensinternen Lieferungen und 
Leistungen auf erhebliche erhebungstechnische 
Schwierigkeiten stößt, nicht verschließen. Da- 
her hat er dem vorgesehenen Verzicht auf die 
Durchführung von Betriebszensen zugestimmt 
und die Auffassung vertreten, daß durch eine 
Verbesserung der bestehenden Schätz verfahren 
die Bereitstellung von Informationen für 
regionale Zwecke angestrebt werden sollte. 

b) Auch dem Vorschlag der Länder, die Kosten- 
strukturstatistik künftig nur alle zwei Jahre 
durchzuführen, konnte sich der Ausschuß nicht 
anschließen. Die von den Spitzenverbänden der 
Wirtschaft, den Wirtschaftsinstituten und dem 
Ausschuß für Wirtschaft vorgetragenen Beden- 
ken gegen eine Verlängerung der Periodizität 
haben den Ausschuß veranlaßt, an der jährli- 
chen Kostenstrukturstatistik als notwendige Ba- 
sis für Zwecke der Konjunkturanalyse und der 
Strukturberichterstattung festzuhalten. 

c) Unterschiedliche Auffassungen bezüglich der 
Festlegung des Turnus bei den Material- und 
Wareneingangserhebungen bestanden zwischen 
den Spitzenverbänden der Wirtschaft, die sich 
für die vom Bundesrat vorgeschlagene Festle- 
gung auf alle sechs Jahre aussprachen, und den 
Wirtschaftsinstituten bzw. dem Deutschen Ge- 
werkschaftsbund, die dem Vorschlag der Bun- 
desregierung für einen vierjährigen Turnus zu- 
stimmten. Der Innenausschuß folgte den vom 
Ausschuß für Wirtschaft vorgetragenen Beden- 
ken gegen einen Sechs- Jahresturnus und hat 
die Beibehaltung des Vier- Jahresturnus empfoh- 
len. 

Ferner hat er dem Vorschlag des Ausschusses 
für Wirtschaft zugestimmt, durch die Aufnahme 
einer Rechts Verordnungsermächtigung, die eine 
flexible Festlegung der Erhebungsjahre ermög- 
lichen soll, ' eine Kumulation von Belastungen 
durch Statistiken sowohl bei den Befragten als 
auch bei den statistischen Ämtern zu vermei- 
den. 
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d) Eingehend erörtert wurde auch die Frage der 
Periodizität bei den Unternehmenszensen. Auch 
in diesem Punkt bestanden unterschiedliche 
Auffassungen der Spitzenverbände der Wirt- 
schaft einerseits, die sich für einen neun- bis 
elfjährigen Turnus sowie die Überprüfung der 
Notwendigkeit der Zensen ausgesprochen hat- 
ten, und den Wirtschaftsinstituten andererseits, 
die die Beibehaltung der Zensen und ihre 
Durchführung in mindestens sechsjährigem Ab- 
stand befürworteten. Einstimmig bejaht wurden 
die Durchführung der Zensen in den Jahren 
1980 und 1985. Erst die bei diesen Zensen sowie 
der Arbeitsstättenzählung 1981 gewonnenen Er- 
fahrungen werden es ermöglichen, sowohl die 
Notwendigkeit künftiger Unternehmenszensen 
als auch den Erhebungsturnus abschließend zu 
beurteilen. Der Ausschuß hat sich daher dafür 
ausgesprochen, daß Unternehmenszensen in den 
Jahren 1980 und 1985 durchgeführt werden und 
die im bisherigen Gesetz enthaltene Periodizität 
von sechs Jahren zunächst beibehalten wird. 

In Abstimmung mit dem Ausschuß für Wirt- 
schaft hat der Ausschuß die Bundesregierung 
gebeten, über die gewonnenen Erfahrungen zu 
berichten, um danach die Periodizität erneut 
prüfen zu können. 

e) In den Ausschußsitzungen wurden auch die von 
der Bundesregierung vorgeschlagenen Merk- 
malsstreichungen bei den Unternehmenszensen 
(Wert der sonstigen Vorleistungen, Sozialauf- 
wendungen, Steuern ohne Einkommen- und 
Vermögensteuern) erörtert. Der Deutsche Ge- 
werkschaftsbund und ein wirtschaftswissen- 
schaftliches Institut hatten sich gegen diese 
Merkmalsstreichungen ausgesprochen, da diese 
Zensen die einzige Quelle für Angaben über 
Kleinunternehmen darstellen. Der Ausschuß hat 
jedoch die Auffassung vertreten, daß eine Ent- 
lastung der Befragten nur erreicht werden kön- 
ne, wenn in noch zu vertretendem Umfang Infor- 
mationseinbußen hingenommen werden. Die ins- 
besondere für die Strukturberichterstattung er- 
forderlichen Angaben können im Wege von 
Schätzungen erzielt werden, so daß die Merk- 
malsstreichungen beibehalten bleiben sollen. 

f) Der Ausschuß beschäftigte sich auch mit der 
Frage, in welchem Umfang die bestehenden Ge- 
heimhaltungsvorschriften gelockert werden 
können. Entsprechend den Vorschlägen des 
Bundesrates und der Bundesregierung in ihrer 
Gegenäußerung hat er sich für eine begrenzte 
Übermittlung von Einzelangaben an die Statisti- 
schen Landesämter ausgesprochen. Dagegen 
konnte der Ausschuß der Anregung eines Wirt- 
schaftsinstituts nicht folgen, eine Übermittlung 
von Einzelangaben an wissenschaftliche Institu- 
tionen zu gestatten. In diesem Punkt schloß er 
sich der Auffassung des Ausschusses für Wirt- 
schaft an, der betont hat, daß eine Lockerung 
der Geheimhaltungsvor Schrift wegen fehlender 
Anonymisierungsmöglichkeiten nicht in Be- 
tracht kommen könne. 


Zu Artikel 8 a (Einkommens- und Verbrauchsstich- 
probe) 

Die Festlegung des Erheb ungsturnus bei der Ein- 
kommens- und Verbrauchsstichprobe auf fünf Jah- 
re mit der Maßgabe einer Verkürzung oder Verlän- 
gerung durch Rechtsverordnung mit Zustimmung 
des Bundesrates, falls dies zur rationellen Gestal- 
tung des Arbeitsablaufs erforderlich ist, hält der 
Ausschuß für erforderlich, um die Kontinuität für 
die Erörterung Vermögens- und einkommenspoliti- 
scher Fragen zu sichern. Die von einigen wirt- 
schaftswissenschaftlichen Instituten geforderte 
Durchführung der Erhebungen in kürzeren Abstän- 
den erschien zwar wünschenswert, jedoch aus 
arbeitstechnischen Gründen nicht realisierbar. 

Zu Artikel 9 (Statistik der Personenbeförderung im 
Straßenverkehr) 

In den Beratungen des Ausschusses wurden auch 
die weitergehenden Kürzungsvorschläge des Bun- 
desrates erörtert. 

Der Ausschuß konnte sich der Auffassung des Bun- 
desrates nicht anschließen, eine vierteljährliche Er- 
fassung des Linienverkehrs reiche für verkehrspoli- 
tische Zwecke aus; in gewissem Umfang werden 
auch monatliche Daten für Konjunkturanalysen 
und Kurzfristprognosen benötigt. Dagegen stimmte 
der Ausschuß — abweichend vom Votum des Ver- 
kehrsausschusses — der Einführung einer Ab- 
schneidegrenze, verbunden mit einer Periodizitäts- 
verlängerung bei der Erfassung des Gelegenheits- 
verkehrs, im Hinblick auf den erheblichen Einspa- 
rungseffekt zu. 

Zu Artikel 17 (Statistiken der Sozialhilfe, Kriegs- 
opferfürsorge und Jugendhilfe) 

Der Ausschuß hat die Notwendigkeit der von der 
Bundesregierung vorgeschlagenen Erhebungen im 
Bereich der Jugendhilfe bestätigt, sich jedoch im 
Gegensatz zum Ausschuß für Jugend, Familie und 
Gesundheit den vom Bundesrat vorgetragenen Ar- 
gumenten zur Durchführung dieser Erhebungen in 
vierjährigem Abstand nicht verschließen können. 
Er hat daher die Auffassung vertreten, daß zu- 
nächst ein vierjähriger Turnus angeordnet und 
nach Vorliegen erster Ergebnisse die Notwendig- 
keit einer Durchführung in kürzeren Abständen ge- 
prüft werden sollte. Danach soll der Bestand an 
Heimen, die gewährten Hilfen im Bereich der Ju- 
gendarbeit sowie die Gliederung des jährlich zu er- 
fassenden Personals in der Jugendhilfe nach be- 
stimmten Merkmalen nur alle vier Jahre erfragt 
werden. Die im Regierungsentwurf vorgesehenen 
Startjahre für diese Erhebungen sind jeweils um 
ein Jahr zu verschieben, d. h. auf 1980 oder 1981, 
da eine Durchführung zu einem früheren Zeitpunkt 
nicht möglich ist. 

Zu Artikel 17 a (Schwerbehindertenstatistik) 

Bei den Beratungen über die Vorschläge des Bun- 
desrates, die Behindertenstatistik jährlich durchzu- 
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führen und auf die Statistik der Rehabilitationsmaß- 
nahmen zu verzichten, hat der Ausschuß die Not- 
wendigkeit der Durchführung der Statistik der Re- 
habilitationsmaßnahmen betont. Er hat sich jedoch 
der Auffassung des Ausschusses für Arbeit und So- 
zialordnung angeschlossen, nach der für die Behin- 
dertenstatistik ein zweijähriger Turnus, beginnend 
ab dem Jahre 1979, festgelegt werden soll. 

Zu Artikel 18 (Finanzstatistik) 

In den Sitzungen des Ausschusses wurden die wei- 
tergehenden Vorschläge des Bundesrates sowie die 
Auffassung eines wirtschaftswissenschaftlichen In- 
stituts erörtert, das sich für die Durchführung der 
Finanzplanungsstatistik und gegen den Verzicht 
auf die Erfassung der Finanzplanung der Zweck- 
verbände ausgesprochen hat. Der Ausschuß hält 
eine weitere Einschränkung der Finanzstatistik, 
insbesondere der Personalstandsstatistiken, nicht 
für angezeigt und befürwortet die im Regierungs- 
entwurf vorgesehenen Kürzungen. Ferner sprach er 
sich für die Einbeziehung des Entwurfs eines Zwei- 
ten Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über eine 
Finanzstatistik in Artikel 18 des . Statistikbereini- 
gungsgesetzes aus. Die Einbeziehung der öffentli- 
chen Krankenhäuser in die Finanzstatistik ist nach 
Auffassung des Ausschusses entsprechend der Re- 
gierungsvorlage erforderlich. 

Zu Artikel 19 (Steuerstatistiken) 

Entgegen den Vorschlägen des Finanzausschusses 
hat sich der Ausschuß für die Beibehaltung der im 
Regierungsentwurf vorgesehenen Streichungen 
ausgesprochen. 

1. Hinsichtlich der Erbschaftsteuerstatistik hat der 
Ausschuß zwar nicht verkannt, daß statistische 
Informationen für den Bereich der Erbschaft- 
steuer benötigt werden. Andererseits konnten 
die Darlegungen der Statistischen Ämter bezüg- 
lich der geringen Aussagefähigkeit der Ergeb- 
nisse nicht entkräftet werden. 

2. Der Ausschuß hat sich im Gegensatz zum Fi- 
nanzausschuß und zu einem Spitzenverband der 
Wirtschaft auch für den Verzicht auf die beson- 
dere Kennzeichnung der Industrie- und Hand- 
werksunternehmen in den Steuerstatistiken aus- 
gesprochen. Die Anhörung der Sachverständi- 
gen hat ergeben, daß der besondere Nachweis 
von Industrie und Handwerk in den Steuerstati- 
stiken wegen erheblicher Zuordnungsschwierig- 
keiten beeinträchtigt und deshalb mangelhaft 
ist. Der Ausschuß für Wirtschaft hat sich daher 
mit dem Verzicht auf diese Kennzeichnungen 
einverstanden erklärt und die Bundesregierung 
um Prüfung gebeten, ob eine Verbesserung die- 
ser Angaben durch die Finanzämter erreichbar 
ist. Der Ausschuß hat sich diesem Votum ange- 
schlossen und unterstützt ebenfalls eine Prü- 
fung durch die Bundesregierung. 

3. Zur Frage der Anordnung einer Gewerbesteuer- 
statistik hat der Ausschuß die Auffassung ver- 


treten, daß im Statistikbereinigungsgssetz ledig- 
lich die für die Jahre 1966 und 1970 ungeordne- 
te GOwerbesteuerstatistik gestrichen, nicht je- 
doch eine in regelmäßigen Abständen durchzu- 
führende Gewerbesteuerstatistik angeordnet 
werden sollte. Zur Bitte des Finanzausschusses 
an die Bundesregierung, zusammen mit den 
Ländern anhand vorhandener Unterlagen für die 
Gewerbesteuer ab 1981 eine vom Bundesamt für 
Finanzen aufzubereitende Geschäftsstatistik ein- 
zuleiten, hat der Ausschuß keine Stellungnahme 
abgegeben, da hierüber im Rahmen der Bera- 
tungen über den Entwurf eines Statistikbereini- 
gungsgesetzes keine Entscheidung zu treffen 
war. 

4. Ein Votum des Ausschusses war auch nicht zur 
Frage der Beibehaltung der monatlichen Bier- 
steuerstatistik notwendig, da diese Frage nicht 
gesetzesrelevant ist. Der Ausschuß hat sich den- 
noch von der Notwendigkeit einer monatlichen 
Biersteuerstatistik überzeugt und sich der Bitte 
des Finanzausschusses an die Bundesregierung 
angeschlossen, von einer Periodizitätsverlänge- 
rung abzusehen. 

Zu Artikel 20 (Lohnstatistik) 

Die Spitzenverbände der Wirtschaft, die wirt- 
schaftswissenschaftlichen Institute sowie der Deut- 
sche Gewerkschaftsbund haben sich ebenso wie 
der Bundesrat gegen die im Regierungsentwurf 
vorgesehene Periodizitätsverlängerung der Ver- 
diensterhebungen in Industrie, Handel und Hand- 
werk ausgesprochen. Der Ausschuß hält aktuelle 
Informationen über die Lohnsituation für die 
schwerpunktmäßig am Jahresanfang liegenden Ta- 
rifverhandlungen für erforderlich. Bei Realisierung 
der vorgesehenen Periodizitätsverlängerungen könn- 
te diesem Anliegen nicht entsprochen werden. Daher 
erschien dem Ausschuß eine Beibehaltung des bis- 
herigen Erhebungsturnus und damit eine Streichung 
des Artikels 20 für erforderlich. 


Zu Artikel 21 (Umweltstatistiken) 

1. In Übereinstimmung mit den Vorschlägen des 
Bundesrates, denen die Bundesregierung in den 
Ausschußberatungen zugestimmt hat, sind die 
Berichtskreise in der Statistik der Abfallbeseiti- 
gung und der Statistik der Wasserversorgung 
und der Abwasserbeseitigung zu beschränken 
sowie auf die Statistik der Investitionen für 
Umweltschutz in der Viehhaltung zu verzichten. 

2. Dagegen hält der Ausschuß weitere Erhebungen 
der Abfallbeseitigung und Abwasserbeseitigung 
in der Viehhaltung für erforderlich; die bisher 
vorliegenden Ergebnisse geben noch keine hin- 
reichenden Anhaltspunkte für einen Verzicht 
oder eine Einschränkung. Sollte eine solche 
Einschränkungsmöglichkeit bestehen, könnte 
sie durch eine Rechtsverordnung aufgrund der 
hierzu bestehenden Ermächtigung vorgenommen 
werden. 
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3. Ebenfalls nicht verzichtet werden sollte auf die 
Feststellung der Gebühren und Beiträge, da diese 
Merkmale insbesondere im Hinblick auf eine 
systematische Erfassung der gemeindlichen Ge- 
bührengestaltung im Umweltbereich von Inter- 
esse sind. Zwar wäre die von einem Spitzenver- 
band der Wirtschaft sowie einem wirtschafts- 
wissenschaftlichen Institut geforderte Aufnah- 
me des Merkmals „Kosten für den Betrieb von 
Umweltschutz anlagen" wünschenswert, jedoch 
lassen die derzeit laufenden Untersuchungen, 
ob das Rechnungswesen der Unternehmen die 
Erfassung der Umweltschutzkosten ermöglicht, 
noch nicht den Schluß zu, daß bereits zum ge- 
genwärtigen Zeitpunkt dieses Merkmal anstelle 
der Erfassung der Gebühren und Beiträge in 
den Gesetzestext aüfgenommen werden kann. 

4. Der Ausschuß stimmte auch dem Wunsch des 
Bundesrates zu, eine Übermittlung von Einzel- 
angaben aus den Statistiken nach den §§ 3, 5 
und 7 (Statistiken der öffentlichen Abfallbeseiti- 
gung, öffentlichen Wasserversorgung und Ab- 
wasserbeseitigung sowie Wasserversorgung 
und Abwasserbeseitigung bei Wärmekraftwer- 
ken für die öffentliche Verwaltung) an die für 
Umweltschutz und fachlich zuständigen ober- 
sten Bundes- und Landesbehörden, an die für 
Umweltfragen zuständigen oberen Bundes- 
und Landesbehörden sowie Bundes- und Lan- 
deseinrichtungen oder die von ihnen bestimm- 
ten Stellen unbeschränkt zuzulassen. Die von 
einem Spitzenverband der Wirtschaft erhobenen 
Bedenken, daß den Aufsichtsbehörden für ihre 
Uberwachungstätigkeit zusätzliche Auskunfts- 
rechte verschafft würden, konnten nicht zu ei- 
ner anderen Beurteilung führen. Durch die Er- 


weiterung des § 14 Umweltstatistikgesetz soll 
— in Anknüpfung an früher geltende Regelun- 
gen — lediglich die Übermittlung solcher Ein- 
zelangaben zugelassen werden, die für Planun- 
gen im öffentlichen Versorgungs- und Entsor- 
gungssektor benötigt werden. Es handelt sich 
dabei nur um Angaben aus den öffentlichen Be- 
reich betreffenden Statistiken. 

Zu Artikel 23 (Eisenbahnstatistik) 

Den Bedenken eines wirtschaftswissenschaftlichen 
Instituts, nicht auf die Erfassung der Betriebslei- 
stungsdaten in der Eisenbahnstatistik zu verzichten, 
da dies den Wegfall wichtiger Kennziffern zur Be- 
triebsleistung und des Energieverbrauchs bedeuten 
würde, die besonders im Vergleich zu anderen 
Verkehrsträgern aufschlußreich seien, konnte der 
Ausschuß nicht folgen. Der Entwurf des Statistik- 
bereinigungsgesetzes sieht lediglich vor, auf diese 
Daten im Rahmen der von den Statistischen Äm- 
tern durchzuführenden Eisenbahnstatistik zu ver- 
zichten. Im Rahmen der von der Deutschen Bun- 
desbahn durchzuführenden Geschäftsstatistik fallen 
diese Daten weiterhin an. 

Zu Artikel 29 (Inkrafttreten) 

Durch die Dauer der parlamentarischen Behand- 
lung des Gesetzentwurfes hat sich die Notwendig- 
keit ergeben, den Zeitpunkt des Inkrafttretens hin- 
auszuschieben. Der Ausschuß hat die Auffassung 
vertreten, daß ein bestimmter Stichtag nicht vorge- 
sehen werden sollte und schlägt vor, das Gesetz 
am Tage nach der Verkündung in Kraft treten zu 
lassen. 


Bonn, den 19. November 1979 


Broll Dr. Wernitz 

Berichterstatter 
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